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DOKUmENtAtION

Reaktionen auf das Ende des Regimes von Janukowytsch  
(21.–23. Februar 2014)

Nationale Reaktionen
Appell des Vorsitzenden der Werchowna Rada der Ukraine, Oleksandr Turtschynow, an das 
ukrainische Volk, 23.02.2014 (inoffizielle Übersetzung)

liebe landsleute!
Die ukraine hat gerade die glorreichsten und die tragischsten tage in ihrer modernen Geschichte erlebt. Durch die 
leistungsstarken friedlichen aktionen in der Verteidigung eigener Rechte und Freiheiten und der eigenen europäischen 
Wahl haben wir die ganze Welt überrascht und in diesem kampf haben wir uns konsolidiert und sind als moderne 
politische nation gestärkt. aber für den sieg über die Diktatur haben wir einen sehr hohen Preis gezahlt. anstatt die 
legitimen und gerechten Forderungen der Gesellschaft zu hören und zu berücksichtigen, hat das verbrecherische und 
mörderische Regime von Janukowytsch unschuldige menschen grausam und kaltblütig getötet und verstümmelt. laut 
den offiziellen und schockierenden angaben des ministeriums für Gesundheit sind mindestens 88 menschen gestor-
ben. lasst uns im Gedenken an sie eine landesweite schweigeminute abhalten.

Die beispiellose Grausamkeit und Brutalität des diktatorischen Regimes haben die Bürger nicht gestoppt, sie haben 
selbstlos, um den Preis ihres lebens, ihre Rechte verteidigt – und sie haben gewonnen. Dank dem mut, dem herois-
mus und der opfer der helden des maidans fiel das blutige Regime.

angesichts von Janukowytschs Flucht aus der hauptstadt und der tatsache, dass er tatsächlich von der Durch-
führung der verfassungsmäßigen Befugnisse zurücktrat, hat die Werchowna Rada der ukraine die volle Verantwor-
tung für die situation im land übernommen, mit konstitutioneller mehrheit Janukowytsch aus seinem amt entfernt 
und vorgezogene Präsidentschaftswahlen für den 25. mai 2014 angekündigt.

Gleichzeitig hat das Parlament ebenso mit konstitutioneller mehrheit die Verfassung von 2004 wieder in kraft 
gesetzt, die von Janukowytsch im Jahr 2010 illegal zurückgenommen wurde. Wir haben die diktatorischen Vollmach-
ten des Präsidenten beschränkt und sind zu einer parlamentarisch-präsidialen Republik zurückgekehrt. auf dieser 
Basis wird in den kommenden tagen im Parlament eine neue parlamentarische mehrheit gebildet, die die neue ukrai-
nische Regierung formiert. Bis zu diesem zeitpunkt hat das Parlament mich als seinen Vorsitzenden beauftragt, die 
arbeit des ministerkabinetts zu koordinieren, als ein erheblicher teil der Regierungsmitglieder in unbekannte Rich-
tungen verschwand.

Die wiederhergestellte Verfassung von 2004 sieht vor, dass bei abwesenheit des Präsidenten der Vorsitzende der 
Werchowna Rada sein amt übernimmt. unter den gegebenen umständen ist es notwendig, das Funktionieren der 
exekutive wiederherzustellen und faire und transparente Wahlen durchzuführen. 

zur Gewährleistung der Rechtsordnung hat die Werchowna Rada vorübergehend den innenminister, den General-
staatsanwalt, den Verteidigungsminister und den Vorsitzenden des sicherheitsdiensts ernannt. Dies bedeutet, dass die 
sicherheitskräfte aufgehört haben, das leben, die Gesundheit und die sicherheit der Bürger der ukraine zu bedrohen. 

unsere erste aufgabe ist es heute, die konfrontation zu stoppen, Verwaltung, kontrolle und ordnung im land 
wiederherzustellen, die spezialkräfte und die truppen zu ihren dauerhaften einsatzorten zurückzuführen, Frieden 
und Ruhe zu gewährleisten und neue opfer, lokale konfrontation und selbstjustiz zu verhindern. Wir müssen jegli-
che erscheinungsformen von separatismus und eine Verletzung der territorialen integrität der ukraine mit aller kraft 
verhindern. 

es macht keinen sinn, über die wirtschaftliche lage zu sprechen – sie »fühlen« sie in den eigenen taschen. Was 
uns Janukowytsch und asarow hinterlassen haben, kann man kaum als einen Ruin bezeichnen. Vor dem hintergrund 
der erholung der Weltwirtschaft gleitet die ukrainische Wirtschaft in den abgrund und ist fast bankrott. Die wirt-
schaftliche erholung ist eine aufgabe der neuen Regierung, die letztlich nach den Präsidentschaftswahlen gebildet 
wird. aufgabe der neuen Regierung wird es sein, das abgleiten des landes in den abgrund zu stoppen, den Wechsel-
kurs zu stabilisieren, die rechtzeitige zahlung von Gehältern, Renten, stipendien zu gewährleisten, das Vertrauen der 
anleger zurückzugewinnen, die unternehmensentwicklung zu fördern und neue arbeitsplätze zu schaffen.

eine weitere unserer Prioritäten ist die Rückkehr zum kurs der europäischen integration, im kampf um die der 
maidan eigentlich entstanden ist. Wir müssen zur Familie der europäischen nationen zurückkehren. 
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Wir erkennen die Bedeutung der Beziehungen mit der Russischen Föderation und sind bereit zu einem Dialog mit 
der russischen Führung, um die Beziehungen mit diesem land auf einer neuen, wirklich gleichen und nachbarschaft-
lichen Basis aufzubauen, die die europäische Wahl der ukraine anerkennt und mitberücksichtigt. 

ich hoffe, dass gerade diese Wahl während der Präsidentschaftswahl am 25. mai 2014 bestätigt wird. Wir garantieren, 
dass sie vollständig den höchsten europäischen standards entsprechen und frei und fair ablaufen wird. Jeder wird das 
Recht haben, frei seine Wahl zu treffen und einen seiner meinung nach würdigen Präsidenten der ukraine zu wählen.

ich möchte besonders an die landsleute appellieren, die während der Präsidentschaftswahlen für Janukowytsch 
gestimmt haben, an diejenigen, die bereits von ihm enttäuscht sind, und an die, die immer noch mit ihm sympathi-
sieren. Betrachten sie seinen persönlichen absturz, der von einem blutigen Drama gekrönt wurde, nicht als eigene 
niederlage! er hat vor allem sie, die an sein Versprechen von der "Verbesserung schon heute" geglaubt haben, verra-
ten. ich hoffe, dass die meisten von euch die Fernsehbilder von der jetzt offenen meschyhirja [Anm. der Redaktion – 
die private Residenz Janukowytschs] gesehen und erkannt haben, warum dieser mann Präsident sein wollte. ich glaube, 
dass sie in freien und demokratischen Wahlen einen würdigen kandidaten finden und wir werden unser Bestes tun, 
um ihre Wahl zu gewährleisten und zu schützen. 

ich möchte wiederholen, was ich bei meiner Wahl schon gesagt habe: ich habe dieses amt und seine Befugnisse 
nicht angestrebt und nach der Wiederherstellung einer Regierung, der die menschen vertrauen, bin ich bereit, sofort 
zurücktreten. Während meiner zeit als Vorsitzender der Werchowna Rada werde ich alles tun, um in der ukraine 
ordnung, Frieden und harmonie zu sichern und unser land zurück auf einen demokratischen und europäischen 
entwicklungsweg zu bringen.

Ruhm der ukraine! Ruhm den helden!
Quelle: <http://batkivshchyna.com.ua/news/open/880>

Appell der parlamentarischen Fraktion der Partei der Regionen an die Landsleute, 23.02.2014 
(inoffizielle Übersetzung)
liebe landsleute!
Wir durchleben zurzeit eine der schlimmsten und tragischsten Perioden unserer heimat. Die ukraine wurde betro-
gen und ausgeraubt, aber auch das ist nichts im Vergleich zu dem leid von Dutzenden von ukrainischen Familien, 
die ihre lieben auf beiden seiten der konfrontation verloren haben. Die ukraine wurde verraten und die menschen 
gegeneinander ausgespielt. Die ganze Verantwortung hierfür liegt bei Janukowytsch und seiner unmittelbaren umge-
bung. Wir, die Fraktion der Partei der Regionen in der Werchowna Rada der ukraine und unsere Parteimitglieder, 
verurteilen mit nachdruck die verbrecherischen Befehle, die zu menschenopfern, zu einer leeren staatskasse, riesigen 
schulden, zu scham vor den augen des ukrainischen Volkes und der ganzen Welt geführt und die im ergebnis unser 
land an den Rand des abgrunds, der Gefahr der spaltung und des Verlustes der staatlichen souveränität gebracht 
haben. kein Versuch, auf die situation einfluss zu nehmen, den Präsidenten umzustimmen, wurde erhört. eine eine 
million mitglieder zählende Partei erwies sich faktisch als Geisel einer korrumpierten Familie. 

Die Fraktion der Partei der Regionen vertritt die interessen von mehr als zehn millionen Wählern der ukraine 
und von mehr als einer million von mitgliedern der Partei.

Die Partei der Regionen – das sind normale, hartarbeitende menschen, die ihr land, ihr Volk lieben; das sind 
unternehmer, Gelehrte, arbeiter, Ärzte und lehrer. 

Wir sind in das Parlament gekommen, um der ukraine und ihrem Volk zu dienen. 
Die Fraktion der Partei der Regionen verkündet, dass meinungsunterschiede – und manchmal unterschiede in den 

ideologien – kein hindernis für ein gemeinsames arbeiten zum Wohle der ukraine darstellen. zwar können ansich-
ten unterschiedlich sein, jedoch haben wir alle ein ziel – eine einige, starke und unabhängige ukraine. 

Wir verurteilen die feige Flucht und die unbarmherzigkeit Janukowytschs. 
Wir verurteilen den Verrat. 
Wir verurteilen die verbrecherischen Befehle, die einfache menschen, soldaten und offiziere diskreditiert haben. 
allerdings sind Versuche der totalen einschüchterung und der selbstjustiz, der Destabilisierung der situation in 

den Regionen in einer demokratischen Gesellschaft nicht akzeptabel. 
sehr geehrte Parteimitglieder!

http://batkivshchyna.com.ua/news/open/880
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Wir appellieren an euch alle, an die abgeordneten der Partei der Regionen der Werchowna Rada, die Vertreter der 
stadt- und Gemeinderäte, an alle Patrioten unserer Partei. Wir werden alles mögliche tun, um sie vor den Fehlern, 
die an oberster stelle gemacht worden sind, zu schützen. 

Die Fraktion der Partei der Regionen, die weiterhin mehr als hundert nationale abgeordnete stellt, führt ihre arbeit 
für die menschen, die uns ihr Vertrauen gaben, und zum Wohl des ganzen landes fort. 
Quelle: <http://partyofregions.ua/news/5309dfd9f620d2f70b000031>

Internationale Reaktionen
Europäische Union:
Stellungnahme des Präsidenten der EU-Kommision, José Manuel Barroso, zur Ukraine, 
21.02.2014 (inoffizielle Übersetzung)
»ich begrüße die vom ukrainischen Präsidenten und den oppositionsführern erreichte Übereinkunft über eine Road 
map für eine politische lösung der krise, deren zustandekommen von den außenministern Polens, Deutschlands 
und Frankreichs im namen der eu erleichtert worden ist. Dies ist ein wichtiger schritt zur Vermeidung von Gewalt 
und weiterem Blutvergießen, um Frieden und stabilität in diesem land zu erreichen und einen politischen Prozess 
wieder aufzunehmen. Dieser muss jetzt unverzüglich implementiert werden. Die internationale Gemeinschaft hat eine 
Pflicht und eine Verantwortung, diesen Prozess zu unterstützen. Die europäische union wird diese Bemühungen wei-
ter unterstützen und verpflichtet sich weiterhin, politische und wirtschaftliche Reformen der ukraine zu unterstützen. 
Quelle: <http://europa.eu/rapid/press-release_statement-14-17_en.htm>

Martin Schulz zur Ukraine und der gemeldeten Freilassung von Julia Timoschenko, 22.02.2014 
Der Präsident des europäischen Parlaments martin schulz gab die folgende stellungnahme zur situation in der ukraine 
und der gemeldeten Freilassung von Julia timoschenko ab: 

»im namen des europäischen Parlaments begrüße ich freudig die Berichte von der Freilassung Julia timoschenkos 
aus dem Gefängnis. Dies ist ein historischer moment für die ukraine und europa. meine Gedanken sind bei Julia, 
ihrer Familie und ihren unterstützern. 

ich würde gerne an dieser stelle Pat Cox, dem früheren Präsidenten des europäischen Parlaments, und aleksan-
der kwaśniewski, dem ehemaligen Präsidenten Polens, meinen tribut zollen für ihr engagement, mit dem sie halfen, 
den Weg für ihre Freilassung zu ebnen. 

Die situation in der ukraine ist sehr fragil. Die Delegation des europäischen Parlaments aus mePs ist in dieser 
historischen stunde vor ort in kiew. Die Bekanntmachung von Präsidentschaftswahlen für den 25. mai ist beson-
ders begrüßenswert und wichtig. Wandel kommt in die ukraine. ich bringe meine anerkennung für die friedlichen 
Demonstranten zum ausdruck und ich fordere alle auf, ruhig zu bleiben.«
Quelle: <http://www.europarl.europa.eu/the-president/de-en/press/press_release_speeches/press_release/2014/2014-february/html/
schulz-on-ukraine-and-reported-release-of-yulia-tymoshenko>

Stellungnahme der Hohen Vertreterin der EU Catherine Ashton zu den jüngsten Entwicklungen 
in der Ukraine, 22.02.14 (inoffizielle Übersetzung)
Die hohe Vertreterin der europäischen union für außen- und sicherheitspolitik und Vizepräsidentin der kommis-
sion gab heute die folgende stellungnahme ab: 

»Die europäische union verfolgt minute für minute die sich rasch wandelnde politische situation in der ukraine. 
ich rufe alle seiten dazu auf, weiterhin an einem inhaltsvollen Dialog teilzunehmen, um die legitimen demokratischen 
Wünsche des ukrainischen Volkes zu erfüllen. Die europäische union erwartet von allen in der ukraine verantwor-
tungsvolles Verhalten im hinblick darauf, die einheit, souveränität, unabhängigkeit und territoriale integrität des 
landes zu erhalten. ich ersuche einen jeden, die Regeln des Gesetzes und der Verfassung einzuhalten. 

Wir brauchen eine dauerhafte lösung der politischen krise. Dies muss eine Verfassungsreform, die Bildung einer 
neuen inklusiven Regierung und die schaffung von Bedingungen für demokratische Wahlen beinhalten. infolge der 

http://europa.eu/rapid/press-release_STATEMENT-14-17_en.htm
http://www.europarl.europa.eu/the-president/de-en/press/press_release_speeches/press_release/2014/2014-february/html/schulz-on-ukraine-and-reported-release-of-yulia-tymoshenko
http://www.europarl.europa.eu/the-president/de-en/press/press_release_speeches/press_release/2014/2014-february/html/schulz-on-ukraine-and-reported-release-of-yulia-tymoshenko
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Übereinkunft, die die seiten am 21. Februar erreicht haben, haben wir uns nachdrücklich dazu verpflichtet, einen 
inklusiven politischen Prozess zu unterstützen, bei der Deeskalation der situation zu helfen und der ukraine im 
Reformprozess zur seite zu stehen. Diese schritte könnten eine stabile, prosperierende und demokratische zukunft 
für alle Bürger der ukraine sichern. 

Des Weiteren begrüße ich die heutige Freilassung der ehemaligen ukrainischen Premierministerin Julia timo-
schenko nach mehr als zweieinhalb Jahren haft. Dies ist ein großer schritt vorwärts im hinblick darauf, Bedenken 
zu selektiver Rechtsprechung im land zu begegnen. 
Quelle: <http://eeas.europa.eu/statements/docs/2014/140222_01_en.pdf>

USA:
Stellungnahme des Pressesprechers des Weißen Hauses zur Ukraine, 21.02.2014 (inoffizielle 
Übersetzung)
Die Vereinigten staaten begrüßen die heute unterzeichnete Vereinbarung zwischen dem ukrainischen Präsidenten 
yanukowytsch und den oppositionsführern. Die Vereinbarung, ermöglicht von den außenministern Fabius, sikorski 
und steinmeier und von Russland bestätigt, stimmt mit dem überein, was wir vertreten haben, indem wir uns für eine 
Deeskalation der Gewalt, eine Verfassungsänderung, eine koalitionsregierung und vorgezogene neuwahlen ausge-
sprochen haben. Wir unterstützen die Bemühungen von all jenen, die diese Übereinkunft ausgehandelt haben, wür-
digen die mutigen oppositionsführer, die die notwendigkeit zum handeln erkannt haben, und bieten die unterstüt-
zung der Vereinigten staaten bei ihrer implementierung an. 

in dieser hinsicht fordern wir die unverzügliche umsetzung der ersten schritte – ein ende der Gewalt, eine amnes-
tie, die normalisierung der sicherheitslage und die Verabschiedung des Verfassungspakets in der Rada –, um Raum 
zu bieten für die Verhandlungen zur Bildung einer technokratischen koalitionsregierung. Respekt vor dem Recht zum 
friedlichen Demonstrieren – auch auf dem maidan – ist essentiell. Wie wir gesagt haben: es muss eine Rechenschafts-
pflicht geben für diejenigen, die für die Gewalt und die toten verantwortlich sind, die es seit Beginn der krise gab, 
und wir sind weiterhin bereit, zusätzliche sanktionen zu verhängen, wo es notwendig ist. Die Vereinigten staaten ste-
hen den menschen in der ukraine zur seite, während diese daran arbeiten, Frieden, sicherheit und menschenwürde 
im ganzen land wiederherzustellen und den zukünftigen kurs ihrer nation bestimmen. 
Quelle: <http://ukraine.usembassy.gov/statements/stat-2212014.html>

Russland:
Erklärung des russischen Außenministeriums zu den Ereignissen in der Ukraine, 24.02.2014 
(inoffizielle Übersetzung)
in Russland ist man sehr besorgt über die entwicklung der situation in der ukraine. 

in den vergangenen tagen kämpften in der hauptstadt und anderen städten des landes militante schläger, kämp-
fer der ultra-nationalistischen organisationen, mit den strafverfolgungsbehörden, die für den schutz der friedlichen 
zivilbevölkerung und der interessen des staates standen. 

Das abkommen zur Regulierung der krise in der ukraine vom 21. Februar wird nicht umgesetzt, trotz der tatsa-
che, dass seine unterzeichnung von den außenministern Deutschlands, Polens und Frankreichs bezeugt wurde und 
die usa, die europäische union und andere internationale strukturen dieses Dokument begrüßten. 

Die militanten wurden nicht entwaffnet, weigern sich, die straßen der städte zu verlassen, die sie faktisch kon-
trollieren, weigern sich, die administrativen Gebäude zu räumen und setzen die Gewaltakte fort. 

es ist verwunderlich, dass eine Reihe von europäischen Politikern bereits voreilig die Verkündung der Durchfüh-
rung von neuwahlen in der ukraine im mai dieses Jahres unterstützt, obwohl im abkommen vom 21. Februar vor-
gesehen ist, dass die Wahlen erst nach abschluss einer Verfassungsreform stattfinden sollen. es ist klar, dass für eine 
erfolgreiche Reform alle politischen kräfte der ukraine und alle Regionen des landes mitmachen müssen und dass 
ihre ergebnisse im nationalen Referendum diskutiert werden müssen. Russland ist überzeugt von der notwendig-
keit, die Bedenken der abgeordneten aus den östlichen und südöstlichen Regionen der ukraine, von der krim und 
aus sewastopol, die auf dem kongress in Charkiw am 22. Februar beschlossen wurden, in ihrem vollen umfang zu 
berücksichtigen.



UKRAINE-ANALYSEN NR. 128, 25.02.2014 6

tiefe sorge aus sicht der legitimität rufen die handlungen in der Werchowna Rada der ukraine hervor. sich fak-
tisch nur auf die »revolutionäre zweckmäßigkeit« stützend, werden dort »entscheidungen« und »Gesetze« abgestem-
pelt, einschließlich solcher, die darauf abzielen, die humanitären Rechte russischer und anderer nationaler minder-
heiten, die in der ukraine leben, zu verletzen. 

es erklingen Forderungen nach dem beinahe vollständigen Verbot der russischen sprache, nach lustrationen, der 
liquidation von Parteien und organisationen, der schließung unliebsamer massenmedien und nach einer aufhebung 
der Beschränkungen für die Propaganda der neonationalistischen ideologie. 

ein solcher kurs ist eingeschlagen worden, damit durch diktatorische und zuweilen sogar auch terroristische metho-
den abweichende meinungen in machen Regionen unterdrückt werden.

zu hören waren Drohungen gegen orthodoxe heiligtümer. 
Radikale nationalisten verhöhnen weiterhin Denkmäler in verschiedenen ukrainischen städten und in einigen 

europäischen hauptstädten entweihen ihre anhänger Gedenkstätten für sowjetische soldaten. 
Diese entwicklungen untergraben das abkommen vom 21. Februar, diskreditieren seine initiatoren und Garan-

ten, stellen eine Bedrohung für den zivilen Frieden, die stabilität der Gesellschaft und die sicherheit der Bürger dar. 
Russland ist verpflichtet, darauf hinzuweisen, dass die Position einiger unserer westlichen Partner nicht von der 

sorge um das schicksal der ukraine bestimmt ist, sondern von einseitigem geopolitischem kalkül. nicht zu hören 
sind prinzipielle Verurteilungen der handlungen von extremisten, darunter neonationalistischer und antisemitisti-
scher art. Darüber hinaus werden solche aktionen bewusst oder unbewusst gefördert. es entsteht der nachhaltige 
eindruck, dass das abkommen vom 21. Februar im stillschweigenden einvernehmen mit seinen externen sponsoren 
als Deckmantel für die Realisierung des szenarios des erzwungenen machtwechsels in der ukraine durch die schaf-
fung von »Fakten vor ort« geschlossen wurde – ohne jedweden Wunsch, einen all-ukrainischen konsens zur natio-
nalen Versöhnung zu suchen. Besonders besorgniserregend sind die Versuche, die internationalen strukturen, darun-
ter das uno-sekretariat, von dieser linie zu überzeugen. 

Wir rufen eindringlich alle an der krise in der ukraine Beteiligten zu einer maximal verantwortlichen haltung 
auf, damit es nicht zu einer weiteren Verschlechterung der situation kommt, damit diese in einen rechtlichen Rahmen 
zurückgeführt wird, der die sich an die macht schwingenden extremisten mit härte aufhält. 
Quelle: http://www.mid.ru/brp_4.nsf/0/B395a03608020C3244257C89004F7443 

Reaktionen auf die erneute Eskalation der Gewalt in der Ukraine (18.–20. 
Februar 2014)

Nationale Reaktionen
Offizielle Position Kiews:
Stellungnahme des Außenministeriums der Ukraine, 19.02.2014 (inoffizielle Übersetzung)
Die ukraine berücksichtigt die Reaktion der internationalen Gemeinschaft auf die letzten dramatischen ereignisse 
in kiew. Wir bitten alle internationalen Partner unseres staates, die situation objektiv und anhand der zuverlässigen 
und überprüften Fakten zu beurteilen. 

in den letzten Wochen haben der ukrainische Präsident und die ukrainische Regierung wichtige praktische schritte 
unternommen, um im Rahmen ihrer Verpflichtungen zur friedlichen konfliktlösung einen konstruktiven Dialog 
mit der opposition zu führen. hierzu waren die meisten anforderungen der opposition erfüllt – der Präsident der 
ukraine hat den Rücktritt des ministerpräsidenten der ukraine angenommen, das führte ebenfalls zum Rücktritt des 
kabinetts; die Gesetze vom 16. Januar, die zur spaltung der ukrainischen Gesellschaft geführt haben, wurden abge-
schafft; zwei Gesetze über die Begnadigung der Protestierenden, von denen das letzte am 17. Februar in kraft getre-

http://www.mid.ru/brp_4.nsf/0/B395A03608020C3244257C89004F7443


UKRAINE-ANALYSEN NR. 128, 25.02.2014 7

ten ist, wurden umgesetzt und zu guter letzt hat die Regierung ihre Bereitschaft ausgesprochen, mit der arbeit an der 
Änderung der Verfassung der ukraine zu beginnen. 

in ihrer Bereitschaft, einen kompromiss einzugehen und einen Dialog zu führen, hat die ukrainische Führung die 
unzähligen aufrufe zur friedlichen konfliktlösung zur kenntnis genommen, die vom un-sekretariat, der eu, aus 
Russland, den usa und von anderen internationalen Partnern der ukraine gekommen sind. 

nichtsdestoweniger haben die oppositionsführer am 18. Februar, an dem tag, an dem das Parlament der ukraine 
die ersten entscheidungen über die Änderung der ukrainischen Verfassung treffen wollte, die radikalen Protestieren-
den zu einer gewalttätigen Blockade des ukrainischen Parlaments und zum bewaffneten kampf aufgerufen. 

aus diesem Grund trägt die opposition die volle Verantwortung für die präzedenzlosen Gewaltausbrüche und 
die präzendenzlose Gesetzlosigkeit. Die radikalen Protestierenden nahmen bewaffnete kämpfe in kiew, ternopil, 
lwiw, iwano-Frankiwsk, Riwne und anderen städten auf, stürmten dort öffentliche und administrative Gebäude, lie-
ßen häuser und autos in Flammen aufgehen und zerstörten anderes eigentum. Die teilnehmer dieser gesetzwidri-
gen aktionen haben als erste Feuerwaffen eingesetzt und dadurch viele Polizeibeamten verletzt. 

Diese aktionen haben nachfolgende gewalttätige zusammenstöße verursacht, die zu todesopfern unter Demons-
tranten und Polizeibeamten geführt haben. Dieses Blut der töchter und söhne der ukraine wird für immer eine 
unaussprechliche tragödie des ganzen landes bleiben. Wir sprechen den Familien und Verwandten der Getöteten 
unsere aufrichtige anteilnahme aus. 

es ist wichtig, alles notwendige zu tun, um weitere Gewalt zu verhindern und die Gesetzmäßigkeit im land wie-
derherzustellen. Der Präsident der ukraine vertritt die Position, dass Verhandlungen der effektivste Weg sind, um den 
konflikt zu lösen und den sozialen Frieden wiederherzustellen. 

in dieser entscheidenden zeit erwarten wir, dass unsere internationalen Partner alle aktionen, die auf irgendeine 
Weise zur eskalation des internen konfliktes in der ukraine beitragen können, verhindern werden. 

Von besonderer Bedeutung ist die Verurteilung aller Formen des extremismus durch die internationale Gemein-
schaft sowie deren zuverlässige unterstützung der Bemühung der Parteien, die am politischen Prozess teilnehmen, die 
Feindseligkeiten zu stoppen und die Verhandlungen fortzusetzen.
Quelle: <http://mfa.gov.ua/en/press-center/comments/586-statement-of-the-ministry-of-foreign-affairs-of-ukraine>

Mitteilung des Verteidigungsministeriums der Ukraine: Bei der Antiterroroperation auf dem 
Territorium der Ukraine dürfen auch die Streitkräfte sich beteiligen, 19.02.2014 (inoffizielle 
Übersetzung, Hervorhebung im Original)
im zusammenhang mit der entscheidung über die initiierung der antiterroroperation auf dem territorium der ukraine 
verkündet das Verteidigungsministerium offiziell: 

Das Verteidigungsministerium der ukraine, die militärische kontrollorgane, die einheiten der streitkräfte der 
ukraine sichern im einklang mit dem artikel 5 des Gesetzes der ukraine »zur Bekämpfung des terrorismus« den 
schutz der objekte der streitkräfte der ukraine, Feuerwaffen, munition, explosionsgefährdeten oder giftigen sub-
stanzen, die sich bei den streitkräften befinden oder entsprechend aufbewahrt werden, vor terroristischen angriffen.

im einklang mit dem artikel 15 des Gesetzes haben die streitkräfte der ukraine im Gebiet der Durchführung 
der antiterroroperation das Recht: 
• Waffen und spezielle Mittel (Anm. der Redaktion – etwa Handschellen, Elektroschockgeräte, Tränengas-Granaten, 

Gummiknüppel, usw) in Rahmen des Gesetzes der ukraine einzusetzen;
• Die Personen, die sich rechtswidrig verhalten oder anderweitig gehandelt haben festzunehmen und den organen 

des innenministeriums auszuliefern;
• Die Personalausweise der Bürger und Beamten zu überprüfen und im Falle des nichtvorhandenseins dessen sie 

festzuhalten bis zur identifizierung;
• Zur Durchsuchung von Bürgern, der persönlichen Gegenstände und der Transportmittel einschließlich der sich 

in den transportmitteln befindlichen Gegenstände auf dem territorium der antiterroroperation;
• zur vorübergehenden Einschränkungen bis hin zur vollständigen Sperrung des öffentlichen Personen- und Fahr-

zeugverkehrs auf den straßen und Wegen.
Die in diesem artikel vorgesehenen maßnahmen stehen im einklang mit der gültigen Gesetzgebung und verlieren 
sofort ihre Gültigkeit mit der Beendung der antiterroroperation. 
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Das antiterrorzentrum des sicherheitsdienstes der ukraine koordiniert die handlungen der subjekte, die an dem 
kampf gegen den terrorismus teilnehmen.

Die teilnehmer des antiterrorkampfes stehen unter dem schutz des staates. 
Ungehorsam oder Widerstand gegenüber den Forderungen des militärs, der an der antiterroroperation teilneh-

menden Beamten führen zur Verantwortung vor dem Gesetz. 
Das hauptziel der antiterroroperation ist den extremismus und gesetzwidriges handeln der radikalen Gruppie-

rungen, das das leben von millionen von ukrainern gefährdet, zu stoppen und die sicherheit von friedlichen Bür-
gern zu gewährleisten, den Bürgerkrieg in der Ukraine zu verhindern. 
Quelle: <http://www.mil.gov.ua/index.php?lang=ua&part=news&sub=read&id=32678> (letzter Zugriff am 22.02.2014, inzwi-
schen entfernt)

Opposition:
In der heutigen Situation in der Ukraine ist es schwer, Verhandlungen zu führen, aber es ist noch 
schwerer, an Verhandlungen nicht teilzunehmen – Arsenij Jazenjuk nach dem Treffen mit den 
Botschaftern aus der EU, den USA und Kanada, 19.02.2014 (inoffizielle Übersetzung)
(…) arsenij Jazenjuk unterstrich, dass die gemeinsame Position der opposition und der Botschafter der eu-länder, 
der USA und Kanadas darin besteht, dass »Verhandlungen mit der ukrainischen Führung nötig sind, aber das ziel 
dieser Verhandlungen nicht bloß ist, Verhandlungen zu führen, sondern das Blutvergießen zu stoppen und den kon-
flikt mit politischen mitteln zu lösen«: »Damit wir mittel zur Problemlösung anbieten und nicht noch weitere Pro-
blembereiche beleuchten. Denn die menschen sind sehr verzweifelt.« 

(…) laut arsenij Jazenjuk sollte die erste Frage auf der tagesordnung der Verhandlungen ein Waffenstillstand 
sein: "Die zweite Frage – der friedliche Protest auf dem maidan – sollte fortbestehen. Die dritte Frage ist die Über-
tragung der Beilegung der krise ins ukrainische Parlament. Die vierte Frage ist die Wiederherstellung der gegenseiti-
gen kontrolle der Verfassungsorgane durch die Rückkehr zur Verfassung von 2004. Die fünfte Frage ist die Bildung 
einer demokratischen pro-europäischen Regierung. Die sechste Frage ist die Genehmigung des aktionsprogramms 
für diese Regierung. und die siebte Frage ist am wichtigsten – das land und jeden in der ukraine zu retten." (…)
Quelle: <http://batkivshchyna.com.ua/news/open/780>

Klitschko sagt, Janukowytsch schätzt die Situation nicht adäquat ein, 19.02.2014 (inoffizielle 
Übersetzung)
 »Janukowytschs Reaktion auf die situation ist nicht adäquat. er sagte nur, die opposition müsse die menschen bitten, 
die konfrontation auf dem maidan einzustellen und die Waffen abzulegen. es ist unklar, was für Waffen er meinte, 
weil nur die Polizeibeamten auf die Demonstranten im zentrum von kiew schießen«, sagte klitschko. »nach meiner 
meinung muss die Regierung die truppen abziehen und den blutigen konflikt beenden, weil menschen sterben. ich 
habe das Janukowytsch gesagt. Wie können wir verhandeln, wenn Blut vergossen wird? leider versteht er die situa-
tion nicht«, so Witalij klitscho.
Quelle: <http://klichko.org/en/news/news/klichko-yanukovich-absolyutno-neadekvatno-reaguye-na-situatsiyu>

http://www.mil.gov.ua/index.php?lang=ua&part=news&sub=read&id=32678
http://klichko.org/en/news/news/klichko-yanukovich-absolyutno-neadekvatno-reaguye-na-situatsiyu
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Internationale Reaktionen
Russland:
Russische Föderation im Zusammenhang mit der Situation in der Ukraine, 19.02.2014 
(inoffizielle Übersetzung)
in kiew und anderen städten der ukraine kam es in der nacht als Folge krimineller aktivitäten der radikalen oppo-
sition zu Blutvergießen. es gibt tote und Verwundete unter der zivilbevölkerung und unter den sicherheitskräften, 
die das gesetzmäßige interesse des staates an der sicherung der öffentlichen ordnung verteidigen. in den westlichen 
Regionen der ukraine ist es sogar zur Besetzung von Polizeigebäuden, Prokuraturen und militäreinheiten gekommen. 
aufgebrachte schläger misshandelten Polizisten und soldaten, Dutzende von ihnen wurden verletzt. Dem anschein 
nach geht es um die gewaltsame Übernahme der macht.

Besorgniserregend sind die ausbleibenden Reaktionen seitens der oppositionsführer, die sich hinter demagogischen 
Parolen wie dem Bekenntnis zu Demokratie und europäischen Werten verstecken und so die »braune« Revolution billigen. 

Wir sehen auch keine kohärente Reaktion der europäischen Politiker und der europäischen strukturen, die sich 
weigern anzuerkennen, dass die gesamte Verantwortung für die taten der radikalen kräfte in der ukraine bei der 
opposition liegt. 

Die russische seite verlangt, dass die Führer des »Platzes« [Anm. der Redaktion – es wird das russische Wort 
»Ploschtschad«, »Platz«, und nicht das inzwischen in die europäische Berichterstattung übernommene ukrainische Wort 
»Maidan« verwendet] das Blutvergießen in ihrem land beenden und unverzüglich und ohne Drohungen und ulti-
maten den Dialog mit der rechtmäßigen Regierung wiederherstellen. 

Die ukraine ist für Russland ein freundschaftlicher, brüderlicher staat und ein strategischer Partner und wir wer-
den allen unseren einfluss einsetzen, damit in diesem land wieder Frieden und Ruhe herrschen. 
Quelle: <http://www.mid.ru/brp_4.nsf/newsline/63C02F61e8aD7e1244257C840035aB6D>

Europäische Union:
Stellungnahme der Hohen Vertreterin der EU Catherine Ashton zur Gewalt in der Ukraine, 
18.02.2014 (inoffizielle Übersetzung)
ich bin zutiefst besorgt über die bedenkliche neue eskalation in kiew und die gemeldeten opfer. ich verurteile jeg-
lichen einsatz von Gewalt, auch gegen öffentliche Gebäude oder solche, die sich im Besitz von Parteien befinden. 

ich fordere die Führung der ukraine dazu auf, die grundlegenden ursachen der krise zu bekämpfen. Politische 
entscheidungen sollten im Parlament gefällt werden und die ukraine sollte dringend zum parlamentarischen Pro-
zess zurückkehren. Die politischen Führer müssen jetzt ihrer gemeinsamen Verantwortung gerecht werden, Vertrauen 
wiederaufzubauen und konditionen zu schaffen, unter denen eine effektive lösung der politischen krise möglich ist. 

eine lösung sollte die Bildung einer neuen, inklusiven Regierung beinhalten sowie Fortschritte bei der Verfas-
sungsreform und die Vorbereitung transparenter und demokratischer Präsidentschaftswahlen. Die eu ist bereit, die 
ukraine bei diesem Prozess zu unterstützen.
Quelle: <http://eeas.europa.eu/delegations/ukraine/press_corner/all_news/news/2014/2014_02_18_en.htm>

Štefan Füle »EU-Ukraine: Die Zukunft des Landes steht auf dem Spiel, die Waffen müssen 
schweigen«, 18.02.2014 (inoffizielle Übersetzung)
(…) »um ihnen die Wahrheit zu sagen, ich bin erschüttert. ich habe die ukraine innerhalb der letzten Wochen dreimal 
besucht und ich habe zusammen mit meinen kollegen alles versucht, um ein Blutvergießen abzuwenden, dem soge-
nannten amnestie-Gesetz zur umsetzung zu verhelfen und dafür zu sorgen, dass der politische Prozess wieder einsetzt. 

Die nachrichten von toten zu hören, von hunderten Verletzten, lässt mich hier stehen und beben. ich verurteile 
den tod dieser menschen und meine Gedanken sind bei ihren Familien und angehörigen. 

http://www.mid.ru/brp_4.nsf/newsline/63C02F61E8AD7E1244257C840035AB6D
http://eeas.europa.eu/delegations/ukraine/press_corner/all_news/news/2014/2014_02_18_en.htm


UKRAINE-ANALYSEN NR. 128, 25.02.2014 10

Während meines letzten Besuchs in kiew habe ich zwei krankenhäuser besucht, um humanitäre solidarität mit 
den Verwundeten zu zeigen, und ich habe dabei niemand diskriminiert. egal, auf welcher seite sie sich befanden, sie 
litten aufgrund der taten oder der untätigkeit von Politikern. 

Die zukunft der ukraine steht auf dem spiel. ich wurde in der Vergangenheit oft gefragt, ob es möglich ist, dass 
die Dinge sich in die falsche Richtung entwickeln. und ich sagte, ja, es ist möglich, aber wir würden alles tun, um 
das schlimmste zu verhindern. Warum ich das gesagt habe? aus zwei Gründen. 

erstens: Die Demonstrationen begannen kurz nach dem Gipfeltreffen in Vilnius und sie wurden ignoriert. Diese 
Bestrebungen, diese Forderungen, diese menschen wurden zu lange ignoriert. und wenn man sich nicht mit diesen 
leuten beschäftigt, trägt man zur Radikalisierung auf der straße bei. und ich frage mich, in welchem umfang das, 
was jetzt geschieht, ein Produkt genau dieses Prozesses ist. 

Der zweite Grund ist, dass der politische Prozess nie eine Chance hatte, das Ruder zu übernehmen. nicht nur zum 
Wohle einiger weniger, sondern zum Wohle des ganzen landes. 

ich sprach gerade am telefon mit dem stellvertretenden Premierminister (s. arbusow) und habe ihm gesagt, dass 
es ein Quell großer Besorgnis ist, die spezialpolizei Berkut mit kalaschnikows zu sehen. er versicherte mir, dass er 
selbst und die Behörden alles tun würden, damit diese Waffen nicht zum einsatz kämen. um der ukrainer willen und 
um der zukunft ihres landes willen werde ich darum beten, dass er Recht behält.« (…)
Quelle: <http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/fule/headlines/news/2014/02/20140219_en.htm>

USA:
Äußerungen von Präsident Obama vor bilateralen Gesprächen mit dem mexikanischen 
Präsidenten, 19.02.14 (inoffizielle Übersetzung)
[…] lassen sie mich mit der erlaubnis des Präsidenten [von mexiko, Peña nietos], eine letzte sache sagen, und zwar 
über die situation in der ukraine, die offensichtlich die aufmerksamkeit der ganzen Welt gefangen nimmt. 

Die Vereinigten staaten verurteilen aufs schärfste die Gewalt, die dort stattfindet. und wir arbeiten mit unseren 
europäischen Partnern, genauso wie mit der ukrainischen Regierung und der opposition, eng zusammen, um zu ver-
suchen sicherzustellen, dass die Gewalt endet. 

aber für uns ist vor allem die ukrainische Regierung dafür verantwortlich, dass sie mit friedlichen Demonstran-
ten angemessen umgeht; dass die ukrainer die möglichkeit haben, sich zu versammeln und frei über ihre interessen 
zu sprechen, ohne angst vor Repressionen haben zu müssen. 

und ich möchte keinen zweifel daran lassen, dass wir, da wir innerhalb der nächsten tage in der ukraine arbei-
ten werden, diese sehr genau beobachten werden, und wir erwarten von der ukrainischen Regierung, dass sie zurück-
haltung zeigt und keine Gewalt gegen friedliche Demonstranten einsetzt. Wie wir bereits gesagt haben, erwarten wir 
von friedlichen Protestierenden, dass sie friedlich bleiben. Wir werden die situation sehr genau beobachten, und wir 
erkennen gemeinsam mit unseren europäischen Partnern und der Weltgemeinschaft an, dass konsequenzen folgen, 
falls die linie überschritten wird. und das beinhaltet, dafür sorge zu tragen, dass das ukrainische militär nicht in 
etwaigen Problembereichen einschreitet, die von zivilpersonen gelöst werden können. 

also werden die Vereinigten staaten weiterhin mit allen seiten, die am konflikt in der ukraine beteiligt sind, im 
Dialog stehen, und letztendlich ist es unser interesse, dass das ukrainische Volk seine eigenen Wünsche ausdrücken 
kann. und wir glauben, dass eine große mehrheit der ukrainer an einer integration in Richtung europa interessiert 
ist, und an den handelsbeziehungen und dem kulturellen austausch, der sich ihnen bietet, um Chancen und Wohl-
stand auszuweiten. 

aber unabhängig davon, wie das ukrainische Volk über seine eigene zukunft entscheidet, ist es wichtig, dass es die 
menschen selbst sind, die diese entscheidungen treffen. und das werden die Vereinigten staaten weiterhin zu errei-
chen suchen. 

und ich denke, ein friedvoller Übergang in der ukraine ist immer noch möglich, aber dafür muss besonders die 
Regierung diesen friedvollen Übergang wollen und dafür ist Voraussetzung, dass die opposition und die menschen 
auf den straßen erkennen, dass Gewalt nicht der Weg ist, auf dem diese situation gelöst werden wird. 

haben sie vielen Dank. 
Quelle: <http://ukraine.usembassy.gov/statements/obama-02192014.html>

http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/fule/headlines/news/2014/02/20140219_en.htm
http://ukraine.usembassy.gov/statements/obama-02192014.html
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Pressekonferenz von Präsident Obama (USA), Präsident Nieto (Mexiko), und Premierminister 
Harper (Kanada), 19.02.14 (inoffizielle Übersetzung)
(...) Frage: Der gemeinsame nenner der konflikte in der ukraine und in syrien ist der Rückhalt, den diese beiden 
Regierungen von Russland erhalten, und ich frage mich, sir, ob sie glauben, dass Präsident Putin eine gewisse Ver-
antwortung für die unnachgiebigkeit dieser beiden Regime trägt. und: Geht das zu einem gewissen Grad über diese 
beiden einzelnen länder hinaus und ist zu einem tauziehen zwischen zwei Weltmächten geworden? 

Präsident obama: nein, in Bezug auf syrien und die ukraine denke ich, es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass 
man es in dieser situation mit einem land zu tun hat, das klar ein klientelstaat Russlands ist, und mit einem ande-
ren, dessen Regierung im moment von Russland unterstützt wurde; in dem die menschen offensichtlich eine ganz 
andere ansicht und Vision für ihr land haben. und wir haben jetzt eine menge aufruhr dort gesehen, der organisch 
aus diesen ländern selbst kam. 

ich denke nicht, dass es einen konkurrenzkampf zwischen den Vereinigten staaten und Russland gibt. ich denke, 
das ist ein ausdruck der hoffnungen und Bestrebungen von menschen innerhalb syriens und von menschen innerhalb 
der ukraine, die erkennen, dass grundlegende Freiheiten – Redefreiheit, Versammlungsfreiheit, faire und freie Wah-
len, die möglichkeit, ein Geschäft führen zu können, ohne schmiergeld zu zahlen, aufgrund deiner Religion oder dei-
ner Überzeugungen nicht diskriminiert zu werden –, dass das grundlegende Rechte sind, die jeder genießen möchte. 

nun, herr Putin hat eine andere ansicht zu vielen dieser Fragen, und ich denke, das ist kein Geheimnis. und 
unsere herangehensweise als Vereinigte staaten ist es, die situation nicht als eine art schachbrett wie im kalten krieg 
zu sehen, auf dem wir mit Russland konkurrieren. unser ziel ist es sicherzustellen, dass das ukrainische Volk seine 
eigenen entscheidungen über seine zukunft treffen kann, dass das syrische Volk entscheidungen treffen kann, ohne 
dass Bomben losgehen und Frauen und kinder töten oder Chemiewaffen oder dass städte ausgehungert werden, weil 
ein Despot an der macht bleiben will. 

so liegen unsere Werte und nationalen interessen und wir werden diese nationalen interessen weiterhin ausdrü-
cken. es gibt zeiten, so hoffe ich, in denen Russland erkennen wird, dass es langfristig gesehen diese Werte und inte-
ressen auch unterstützen sollte. im moment gibt es zeiten, in denen wir große meinungsverschiedenheiten haben. und 
wenn ich mit herrn Putin spreche, bin ich sehr aufrichtig, was diese meinungsverschiedenheiten angeht, auch wenn 
wir weiterhin eine zusammenarbeit mit Russland anstreben, in Bereichen, in denen wir gemeinsame anliegen haben. 

aber ich möchte Folgendes unterstreichen: Die situation, die in der ukraine entstanden ist, hat damit zu tun, ob 
die ukrainer über ihr eigenes schicksal entscheiden können. und meine Regierung und Vizepräsident Biden und ich 
persönlich haben Präsident yanukowytsch nahegelegt, die stimmung der ukrainischen Bevölkerung anzuerkennen und 
damit zu arbeiten, anstatt zu versuchen, sie zu unterdrücken. und so werden wir weiterhin an der seite des Volkes stehen.

an diesem Punkt hoffe ich, dass ein Waffenstillstand standhält, aber stephen hat ganz Recht – letztendlich ist die 
Regierung dafür verantwortlich sicherzustellen, dass wir uns in Richtung einer art von einheitsregierung bewegen, 
sogar wenn sie vorläufig ist, die es uns erlaubt, zu fairen und freien Wahlen überzugehen, so dass der Wille des ukrai-
nischen Volkes adäquat ausgedrückt werden kann, ohne die art von Chaos, die wir auf den straßen gesehen haben, 
und ohne das Blutvergießen, das alle von uns, denke ich, scharf verurteilen. 
Quelle: <http://ukraine.usembassy.gov/statements/mexico-2192014.html>

Die Dokumentation wurde zusammengestellt von Felix Riefer, Kostiantyn Fedorenko, Katrin Reder-Zirkelbach, Katarina Illiushchenia 
und Katerina Malygina.
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Twitter-Diplomatie

Quelle: <https://twitter.com/Barrosoeu/sta 
tus/436078151157161984>

Quelle: <https://twitter.com/Barrosoeu/sta 
tus/438266585477033984>

José Manuel Barroso (EU), 19.02.2014 José Manuel Barroso (EU), 25.02.2014

Quelle: <https://twitter.com/osCe/sta 
tus/435825635190001664>

Quelle: <https://twitter.com/un_ukraine/sta 
tus/436123826905038848>

OSZE, 18.02.2014 UNO in der Ukraine, 19.02.2014

Quelle: <https://twitter.com/mfa_russia/sta 
tus/436127488943472641>

Quelle: <https://twitter.com/mfa_russia/sta 
tus/437981755547459584>

Russisches Außenministerium, 19.02.2014 Russisches Außenministerium, 24.02.2014

Quelle: <https://twitter.com/martinschulz/sta 
tus/435785163390205952>

Quelle: <https://twitter.com/martinschulz/sta 
tus/437271921177427968>

Martin Schulz (EU), 18.02.2014 Martin Schulz (EU), 22.02.2014

https://twitter.com/BarrosoEU/status/436078151157161984
https://twitter.com/BarrosoEU/status/436078151157161984
https://twitter.com/BarrosoEU/status/438266585477033984
https://twitter.com/BarrosoEU/status/438266585477033984
https://twitter.com/OSCE/status/435825635190001664
https://twitter.com/OSCE/status/435825635190001664
https://twitter.com/UN_Ukraine/status/436123826905038848
https://twitter.com/UN_Ukraine/status/436123826905038848
https://twitter.com/mfa_russia/status/436127488943472641
https://twitter.com/mfa_russia/status/436127488943472641
https://twitter.com/mfa_russia/status/437981755547459584
https://twitter.com/mfa_russia/status/437981755547459584
https://twitter.com/MartinSchulz/status/435785163390205952
https://twitter.com/MartinSchulz/status/435785163390205952
https://twitter.com/MartinSchulz/status/437271921177427968
https://twitter.com/MartinSchulz/status/437271921177427968
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Biden forderte Janukowytsch, nicht aber die Radikalen »zur größ-
ten Zurückhaltung auf«! So haben die Extremisten erneut ein 
Signal der Unterstützung aus den USA erhalten.
(Aleksej Puschkow ist Vorsitzender des Ausschusses für Auswär-
tige Angelegenheiten der russischen Staatsduma)
Quelle: <https://twitter.com/alexey_Pushkov/sta 
tus/436019062834225152>

Ausweg: Teilung der Ukraine: Lwow, Luzk, Iwano-Frankowsk, 
Ternopol sind die Ukraine, der Rest – nach Russland. Ansons-
ten Finsternis und Bürgerkriege.
(Wladimir Schirinowskij ist Gründer und Vorsitzender der Libe-
ral-Demokratischen Partei Russlands)
Quelle: <https://twitter.com/zhirinovskiy/sta 
tus/436089080087347200>

Aleksej Puschkow (RU), 18.02.2014 Wladimir Schirinowskij (RU), 19.02.2014

Wladimir Prodiwus: Das wahre Ziel der Extremisten der Oppo-
sition ist die Macht
Quelle: <https://twitter.com/partyofregions/sta 
tus/436122955097968641>

Wir verurteilen die Flucht und Feigheit Janukowytschs. Wir ver-
urteilen den Verrat.
Quelle: <https://twitter.com/partyofregions/sta 
tus/437579749611683840>

Partei der Regionen (UA), 19.02.2014 Partei der Regionen (UA), 23.02.2014

Das Regime will die Ukraine in Blut ertränken. Aber wir haben 
nicht vor uns zurückzuziehen. Wir schützen unser Land. Wir 
schützen unsere Zukunft.
Quelle: <https://twitter.com/yatsenyuk_aP/sta 
tus/435826759129243648>

Keinerlei Undurchsichtigkeit bei der Bildung der neuen Regie-
rung. Zur neuen Regierung sollten Vertreter des Maidan gehö-
ren, die für den Sieg gekämpft haben.
Quelle: <https://twitter.com/yatsenyuk_aP/sta 
tus/438254523170451456>

Arsenij Jazenjuk (UA), 18.02.2014 Arsenij Jazenjuk (UA), 24.02.2014

Die Dokumentation wurde zusammengestellt von Felix Riefer, Kostiantyn Fedorenko, Katrin Reder-Zirkelbach, Katarina Illiushchenia, 
Oleksandra Gnyp und Katerina Malygina.
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ANALYSE

Die Orange Revolution 2004 und der Euromaidan 2013/2014: 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede1

Von mykhaylo Banakh, kiew

Zusammenfassung
Die orange Revolution von 2004 wird in der ukraine zurecht als ein bedeutendes historisches ereignis ange-
sehen. Der euromaidan 2013/2014 wird von einigen Wissenschaftlern als ein gesellschaftliches Phänomen der 
gleichen Größenordnung betrachtet und analysiert. in diesem Beitrag wird versucht, die beiden Protestbewegun-
gen miteinander zu vergleichen. Besondere aufmerksamkeit wird dabei den Protestteilnehmern selbst gewidmet.

Einleitung
Während die Revolution in orange nach 17 tagen 
erfolgreich abgeschlossen war, brauchen die euromai-
dan-aktivisten einen längeren atem. Die Proteste auf 
dem unabhängigkeitsplatz in kiew dauern mittlerweile 
über drei monate an. Gemeinsam sind beiden Protest-
bewegungen die enorme aktivierung der ukrainischen 
zivilgesellschaft, die massenhafte mobilisierung der 
ukrainischen Bevölkerung und eine hohe internatio-
nale medienresonanz. Doch in der soziodemographi-
schen struktur der Protestierenden und ihrer motiva-
tion werden wesentliche unterschiede sichtbar.

Demographische Situation der 
Protestbewegung
ein durchschnittlicher euromaidan-aktivist ist 36 Jahre 
alt, männlich und spricht im alltag ukrainisch. Dieses 
Bild lieferte die erste umfrage vom 7.–8.12.2013. Der 
anteil der männer unter den Protestierenden ist seitdem 
von 57,2 % auf 88,2 % gestiegen (vgl. Grafik 1). Die stän-
dige Befürchtung, der maidan könne von sicherheits-
kräften angegriffen und geräumt werden, führte dazu, 
dass die Protestbewegung zunehmend von männern 
dominiert wird. Die Rolle der Frauen darf jedoch nicht 
unterschätzt werden. in vielen Bereichen der maidan- 
selbstorganisation, wie etwa beim medizinischen not-
dienst, ist der Frauenanteil wesentlich höher. inzwischen 
wurde auch die erste Frauen-hundertschaft der selbst-
verteidigungskräfte des maidan gebildet. Die euromai-
dan-Bewegung ist auf keinen Fall reine männersache.

War unter den Beteiligten an der orangen Revo-
lution 2004 noch jeder zweite ein Jugendlicher oder 
junger erwachsener, so ist 2014 nur jeder dritte Pro-
testierende zwischen 15 und 29 Jahren. Dafür sind die 
Vertreter der mittleren altersgruppe beim euromaidan 
stärker repräsentiert. Der anteil der 30- bis 54-Jährigen 
ist von 49 % im Dezember 2013 auf 56 % im Februar 
2014 angestiegen (vgl. Grafik 2). Bei der orangefarbe-

1 anm. d. Red.: Der vorliegende text spiegelt den stand vom 
18.02.2014 wider.

nen Revolution waren nur 34,7 % der Revolutionsteil-
nehmer zwischen 30 und 54 Jahre alt (vgl. tab. 1). Der 
anteil der jungen (15–29 Jahre) und der reiferen (55 
Jahre und älter) euromaidan-aktivisten ist seit Dezem-
ber zurückgegangen und betrug nach der letzten Befra-
gung entsprechend 33,2 % und 10,8 % (vgl. Grafik 2). 
Gehörte 2004 nur jeder 20. Protestierende (5,6 %) der 
älteren altersgruppe an, so war neun Jahre später jeder 
zehnte Protestteilnehmer 55 Jahre oder älter.

Verschiebung der Altersgruppen?
zunächst ein kleiner hinweis: altersgruppen haben 
keine feste mitgliedschaft, sondern diese verändert sich 
ständig – jedes individuum wechselt gemäß der institu-
tionalisierten unterteilung der lebensspannen von einer 
altersgruppe zur nächsten. Personen, die vor fast zehn 
Jahren studenten und junge erwachsene waren, sind 
heute in der mittleren altersgruppe zu finden. Gerade 
die Gruppe der 20- bis 24-Jährigen war im Jahr 2004 
mit 32 % sehr stark repräsentiert (vgl. tab. 1). heute 
sind diese Personen 30 Jahre und älter und gehören 
dementsprechend der mittleren altersgruppe an, die ein-
deutig überrepräsentiert ist. auch das Durchschnitts-
alter der jetzigen Protestteilnehmer von 36–37 Jahren 
zeugt davon, dass die Vertreter dieser altersgruppe klar 
überwiegen. hat eine altersverschiebung der Revolu-
tionäre stattgefunden? Das muss noch genauer unter-
sucht werden, aber es gibt anzeichen dafür, dass sich in 
der ukraine eine bestimmte revolutionäre Generation 
herausgebildet hat. Diese Generation erlebte innerhalb 
von weniger als zehn Jahren zwei große Protestbewe-
gungen und beteiligte sich aktiv daran. auch die Ver-
doppelung der anteile der älteren altersgruppe zeugt 
von einer altersverschiebung der zivilgesellschaftlich 
aktiven Bürger. aber wie macht sich diese Verschie-
bung beim sozialen status bemerkbar?

Sozialer Status
im Jahr 2004 waren etwa 30,2 % der befragten Revolu-
tionsteilnehmer schüler, studenten, Doktoranden und 
auszubildende. Diese sozialen Gruppen waren eindeutig 
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die treibende kraft der orangen Revolution. Der euro-
maidan 2013 war jedoch nur bis zum 30.11.2013 von der 
studentischen Jugend geprägt. nachdem die studenten 
von der Polizei-sondereinheit Berkut brutal zusammenge-
schlagen und vom unabhängigkeitsplatz verjagt wurden, 
ist die Protestbewegung generationsübergreifend gewor-
den. Der anteil der studenten beträgt im Februar nur 
noch 6,2 %, anfang Dezember lag dieser Wert noch bei 
13,2 % (vgl. tab. 2). in der sozialen struktur überwiegen 
gut situierte Bürger: leitende manager auf unterschied-
lichen ebenen, Facharbeiter, Geschäftsleute und Beamte 
machen über 50 % aus. Beachtlich ist, dass der anteil der 
unternehmer unter den Protestierenden kontinuierlich 
angestiegen ist, von 9,3 % auf 17,4 % (vgl. ebd.). im Jahr 
2004 machten die klein- und individualunternehmer 
sowie unternehmer der mittleren und größeren katego-
rie nur 5,6 % aus (vgl. tab. 3). Der anteil der unterneh-
mer und Geschäftsleute hat sich also fast verdreifacht.

Engagement von Unternehmern und 
Angehörigen der Mittelschicht
Bei der orangen Revolution waren unter den Protestie-
renden vor allem Berufsgruppen vertreten, die der mit-
telschicht zugeordnet werden können (vgl. ebd.). klein-
unternehmer, inhaber von kliniken, Geschäften und 
Cafés engagierten sich im Jahr 2004 überwiegend im 
hintergrund. im Jahr 2014 unterstützen unternehmer 
und Geschäftsleute logistisch, mit Geld, Dienstleistun-
gen und eigenen Waren (kleine und mittlere unterneh-
men werden von experten als hauptsponsoren der euro-
maidan-Bewegung angesehen), sie mischen sich aber 
auch zunehmend unter die Demonstranten: sie wirken 
beim Bau von Barrikaden mit, reinigen die straßen vom 
schnee, kochen tee etc. nun gehören zur mittelschicht 
nicht nur mit hohem ökonomischem kapital ausgestat-
tete Personen wie selbständige, unternehmer oder frei-
beruflich tätige, sondern auch soziale Gruppen, die sich 
wie akademiker, ingenieure oder Facharbeiter durch 
hohes humankapital auszeichnen. Berücksichtigt man 
die Bildung, so sind Personen mit hochschulabschluss 
mit 43,1 % überrepräsentiert. in der anfangsphase der 
euromaidan-Bewegung waren es sogar 62,7 %, also fast 
zwei von drei Protestierenden (vgl. Grafik 3). Der hohe 
anteil der gebildeten Demonstranten lässt darauf schlie-
ßen, dass das überdurchschnittlich hohe zivilgesellschaft-
liche engagement der studenten im Jahre 2004 in ein 
engagement der akademiker von 2013/2014 umschlug. 
Dies spricht auch für die annahme, in der ukraine habe 
sich eine Generation der Revolutionäre herausgebildet.

Beweggründe der Demonstranten
ein klarer auslöser für die euromaidan-Bewegung war 
die Weigerung von Janukowytsch, das assoziierungs-

abkommen mit der eu zu unterschreiben. nach dem 
30. november rücken andere motive in den Vorder-
grund: Gewaltanwendung und Repressionen durch die 
machthaber sind mit 61,3 % inzwischen der haupt-
grund, warum ukrainische Bürger auf die straße (den 
maidan) gegangen sind, um zu protestieren. Die Bestre-
bung, das leben in der ukraine zu verändern, war für 
jeden zweiten Protestierenden die motivation (51,1 %), 
wobei dieser Wert im Dezember 2013 noch 36,2 % 
betrug (vgl. tab. 4). Wichtige Beweggründe bleiben 
auch die nicht-unterzeichnung des assoziierungsab-
kommens mit der eu (47,0; 20.12.2013 – 40 %), und 
der Wunsch, zum machtwechsel in der ukraine beizu-
tragen (45,6; 20.12.2013 – 38,9 %). unter den jetzigen 
Protestierenden ist die Befürchtung, die ukraine könne 
der zollunion beitreten, größer geworden. Der entspre-
chende Wert stieg von 14,4 % auf 20 %.

Bei der orangen Revolution von 2004 wurden über 
80 % der Protestierenden durch Wahlfälschungen mobi-
lisiert (vgl. tab. 5). zwei von dreien gingen im Jahr 2004 
für freie Wahlen auf die straße. Viele hatten zwar auch 
genug von »lug und trug« (57,2 %), aber hauptsäch-
lich ging es um eine demokratische, also freie und faire 
Präsidentschaftswahl.

Wie auch bei der orangen Revolution reicht es nicht, 
eine politische elite durch eine andere zu ersetzen. auch 
heute müsste eine Verteilung der macht auf mehrere 
kräfte stattfinden, es wird daher auch die Rückkehr zur 
Verfassung von 2004 verlangt. Gemeinsam ist den bei-
den Protestbewegungen die herausforderung, den auto-
ritären tendenzen der macht entgegenzuwirken und die 
etablierung einer Diktatur zu verhindern.

Institutionelle Einbindung der 
Protestierenden
Bei der orangen Revolution hatten zivilgesellschaftli-
che organisationen eine wichtige, wenn auch nicht ent-
scheidende Rolle gespielt. Damals waren internet und 
moderne kommunikationsmittel noch nicht so verbrei-
tet, nichtstaatliche organisationen und Bewegungen 
wie Pora und ihre aktivitäten waren unentbehrlich. es 
stellt sich die Frage, welche Rolle die formalen zivilge-
sellschaftlichen organisationen bei der massenmobili-
sierung 2013/2014 spielen. Während anfang Dezem-
ber neun von zehn Protestierenden auf eigene Faust 
nach kiew gekommen waren, waren es anfang Feb-
ruar etwa 83,5 % (vgl. Grafik 4). in der anfangsphase 
der Protestbewegung haben politische Parteien (1,8 %) 
und zivilgesellschaftliche organisationen (6,3 %) nur 
geringfügig zur massenmobilisierung beigetragen. am 
3. Februar 2014 gaben 3 % der angereisten Demons-
tranten an, ihr kommen sei von einer der politischen 
Parteien organisiert worden. Bei den zivilgesellschaft-
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lichen organisationen und Bewegungen ist der Wert 
auf 13,3 % gestiegen.

Leichte Tendenz zur Institutionalisierung 
des Engagements
Das zivilgesellschaftliche engagement im nichtinstitu-
tionalisierten Bereich zeichnet sich vor allem dadurch 
aus, dass es spontan und selten in einem organisier-
ten Rahmen stattfindet. in der sozialwissenschaftli-
chen literatur wird häufig eine weitere Bezeichnung 
für diese art des engagements verwendet: gebunden 
oder ungebunden. unter gebundenem engagement 
wird hier ein engagement verstanden, das innerhalb 
mehr oder weniger fest gefügter organisationskontexte 
nach den formalen Regeln der entsprechenden orga-
nisation abläuft. Das ungebundene engagement findet 
dagegen im kontext informeller netzwerke und nicht-
institutionalisierter Gruppen statt. Damit ist nicht nur 
die teilnahme an freiwilligen öffentlichen aktionen 
wie etwa Petitionen, Demonstrationen, Boykottmaß-
nahmen und streiks gemeint, sondern auch das zeit-
lich begrenzte engagement für Bürger- und stadtteili-
nitiativen, Projekte und organisationskomitees, das von 
einigen Wissenschaftlern als temporäre organisiertheit 
bezeichnet wird. nun stellt sich die Frage, ob das bei-
spielhafte engagement der ukrainischen Bürger eben-
falls nur als temporäre organisiertheit angesehen wer-
den kann. Für eine länger andauernde organisiertheit 
müssten sich die Bürger an eine organisation binden 
und sich als ordentliche mitglieder innerhalb dieser frei-
willigen Bürgervereinigung auch weiterhin engagieren. 
Wie viele Protestierende gehören aber einer zivilgesell-
schaftlichen organisation oder Bewegung an? Während 
anfang Dezember nur 3,5 % der Protestierenden mit-
glieder zivilgesellschaftlicher organisationen waren, so 
beträgt der Wert unter den jetzigen maidan-aktivisten 
bereits 8,4 %. Der anteil der engagierten, die sich einer 
gesellschaftlichen Bewegung angeschlossen haben, ist 
von 1,2 % anfang Dezember auf 14,2 % anfang Feb-
ruar gestiegen (vgl. Grafik 5). Dieser starke zuwachs 
zeugt unter anderem von der institutionellen einbin-
dung der Protestierenden, die vor ort, also unmittel-
bar auf dem maidan stattfindet. Während am anfang 
der Proteste 91,8 % der aktivisten auf keine Weise in 
die arbeit von organisationen und Bewegungen ein-
gebunden waren, so beträgt der anteil dieser Personen 
heute nur noch 69,9 %. Drei von zehn Protestierenden 
sind mitglied einer Partei, einer organisation oder einer 
sozialen Bewegung.

Die Bürger, die auf eigene Faust nach kiew fah-
ren, kommen selten alleine. es werden häufig Fahr-
gemeinschaften organisiert und die Protestierenden 
kommen in Gruppen: mit Verwandten, Bekannten, 

kollegen und Freunden. in der tat wurde unter den 
Beweggründen auch folgender angegeben: »solidari-
tät mit Freunden, kollegen, Verwandten, die eben-
falls auf dem maidan protestieren.« Diese Verbunden-
heit mit unmittelbar bekannten menschen wird in der 
sozialwissenschaftlichen literatur als nahraumsoli-
darität bezeichnet. Die kontaktpflege in Verwandt-
schafts- und Freundschaftsnetzwerken hat auf dem 
maidan mit der zeit abgenommen. anfang Dezem-
ber waren es 6,2 %, die sich solidarisch mit Freunden, 
kollegen und Verwandten fühlten und deswegen mit 
auf die straße gingen, heute sind es nur noch 3,7 %. 
Diese abnahme spricht für eine lockerung der Ver-
wandtschafts- und Freundschaftsnetzwerke auf dem 
maidan. Gleichzeitig wird eine zunehmende institu-
tionalisierung des engagements festgestellt. Die nah-
raumsolidarität wird zur Fernraumsolidarität (engage-
ment für den sozialen Fernraum).

Radikalisierung des Euromaidan?
lange zeit galten die ukrainer als friedliches Volk. in 
der tat verliefen alle bisherigen Proteste und Revolu-
tionen seit der großen politischen Wende 1989 friedlich 
und ohne Blutvergießen. auch die orange Revolution 
2004 zeichnete sich durch Gewaltverzicht, toleranz 
und gegenseitigen Respekt aus. Bei der euromaidan-
Bewegung 2013/2014 gibt es bereits opfer. Die Gewalt-
anwendung durch die staatsorgane löste den massen-
protest aus und die Weigerung der staatsmacht, einen 
Dialog mit den Demonstranten zu führen, ließ die 
Radikalisierung auf dem maidan ansteigen. Dafür 
spricht auch die abnehmende Verhandlungsbereitschaft. 
Während sich anfang Dezember noch jeder zweite 
maidan-aktivist für Verhandlungen ausgesprochen 
hatte, waren es am 20. Dezember nur noch 45,3 % und 
anfang Februar nur noch 27,4 %. und 63,1 %, also fast 
zwei von drei Protestierenden, waren klar gegen Ver-
handlungen mit den machthabern (vgl. Grafik 6). Die 
Grundstimmung der Demonstranten schlug im Januar 
um, im Dezember lehnten nämlich nur 41,5 bis 46,6 % 
die Verhandlungen ab. etwa jeder zehnte Befragte war 
unschlüssig und konnte diese Frage nicht beantworten. 
Die Frage, wie der maidan auf das amnestie-Gesetz 
reagieren sollte, beantworteten die meisten maidan-
aktivisten negativ. 82,7 % der Befragten wollten keine 
Bedingungen erfüllen und forderten die Freilassung der 
inhaftierten Protestteilnehmer ohne jegliche Bedin-
gungen. nur 3,9 % waren für das Gesetz (vgl. tab. 6). 
Dies zeugt einerseits von zunehmender Radikalisie-
rung. andererseits wurde am 16. Februar das kiewer 
Rathaus geräumt und die Durchfahrt durch die hru-
schewskij-straße ermöglicht. Das amnestie-Gesetz trat 
am 17. Februar in kraft.
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Fazit und Ausblick
Der euromaidan hat ein anderes soziodemographi-
sches Gesicht als die orange Revolution. männer sind 
stärker vertreten als Frauen, angehörige der mittle-
ren altersgruppen sind zahlreicher als junge und alte, 
Personen mit einem hochschulabschluss, einer qua-
lifizierten schulbildung und einem hohen einkom-
men sind – gemessen am anteil dieser Gruppen an der 
Gesamtbevölkerung – überrepräsentiert.

im Jahr 2014 geht es den Protestierenden nicht um 
einen formalen machtwechsel. Durch den massenpro-

test wird ein grundlegender systemwechsel angestrebt. 
obwohl der tatsächliche organisationsgrad der mai-
dan-aktivisten höher ausfallen dürfte als angegeben, 
steht die ukrainische zivilgesellschaft vor der heraus-
forderung, energie und tatendrang der aktiven Bürger, 
die in keinerlei formalen organisationen eingebunden 
sind, und die aktivitäten der nichtinstitutionalisierten 
Gruppen aufzufangen und in einen organisierten, insti-
tutionalisierten Rahmen zu leiten.

Über den Autor:
mykhaylo Banakh ist Dipl.-lehrer für Deutsch sowie Dipl.-Caritaswissenschaftler und promovierte in soziologie 
an der albert-ludwigs-universität Freiburg. er war stipendiat der Friedrich-naumann-stiftung für die Freiheit und 
ist seit september 2012 für die europäische austausch gGmbh Projektmanager der deutsch-ukrainischen »kiewer 
Gespräche« mit sitz an der international Renaissance Foundation kiew.

tABELLEN UND GRAFIKEN zUm tExt

Die Protestierenden auf dem Maidan: 2004 und 2013/2014 im Vergleich

Grafik 1: Geschlecht der Protestierenden auf dem Euromaidan 2013/2014
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Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).
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Grafik 2: Alter der Protestierenden auf dem Euromaidan 2013/2014
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Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).

Tabelle 1: Alter der Revolutionsteilnehmer 2004 (in %)

Alter
Aktivitätsgrad

Personen Aktivisten Sympathisanten Beobachter

1029 228 553 248
13–19 12,8 12,7 13,9 10,5
20–24 32 32,9 31,3 32,7
25–29 13 10,1 12,7 16,5
30–34 8,9 8,3 9,6 8,1
35–39 7,6 7,9 8,3 5,6
40–44 8,2 9,2 6,9 10,1
45–49 6,3 5,3 7,1 5,6
50–54 3,7 5,7 3,1 3,2
Älter als 54 5,6 5,7 5,1 6,9
keine antwort 1,8 2,2 2,2 0,8

Quelle: Bredies, I. (2005): Eine neue Parlamentskultur als Bedingungsfaktor der Orangen Revolution? Charakteristik der parlamenta-
rischen Elite. In: Ders. (Hrsg.), Zur Anatomie der Orangen Revolution in der Ukraine: Wechsel des Eliteregimes oder Triumph des Par-
lamentarismus? Stuttgart, 115–187
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Tabelle 2: Beruf und sozialer Status der Protestierenden 2013/2014 (in %)

Umfrage vom 07.–08.12.2013 20.12.2013 03.02.2014

leiter (stellvertretender leiter) eines Betriebes, einer 
einrichtung, einer abteilung 8,0 4,2 4,5

Facharbeiter (mit hochschulabschluss oder 
mittlerem Fachabschluss) 39,5 21,7 26,7

mitarbeiter der sicherheitsorgane, soldat 1,4 2,7 3,0
unternehmer (Geschäftsmann) 9,3 12,3 17,4
Beamter (ohne spezielle ausbildung) 2,4 2,0 4,2
arbeiter 6,7 14,4 15,2
arbeiter im agrarbereich, Farmbetreiber 0,6 1,9 2,9
schüler 0,4 1,1 -
student 13,2 10,1 6,2
nicht arbeitender Rentner 9,4 11,2 7,4
hausfrau 1,5 0,1 0,3
keine ständige arbeitsstelle, übernehme gelegentlich 
tagesjobs 3,1 8,5 4,5

vorübergehend arbeitslos 2,4 7,7 8,5
sonstiges 2,3 2,1 0,2

Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).

Tabelle 3: Angehörige der Mittelschicht und ihre Beteiligung an der Orangen Revolution (in %)

Beruf
Aktivitätsgrad

Personen Aktivisten Sympathisanten Beobachter

spezialist, naturwissenschaftliche 
und technische orientierung 7,6 8,8 7,8 6,1

spezialist aus Wissenschaft, kultur, 
Gesundheitswesen, ausbildung und 
erziehung

22,3 21,9 22,4 22,3

unternehmer mittlerer oder größerer 
kategorie 1,8 2,6 1,3 2,4

klein- und individualunternehmer 2,3 2,6 1,8 3,2
Qualifizierter Facharbeiter 12,5 12,3 12,3 13,4
landwirt, Farmbetreiber 0,3 0,4 0,4 0
Gesamt 46,8 48,6 46,0 47,4

Quelle: Bredies, I. (2005): Eine neue Parlamentskultur als Bedingungsfaktor der Orangen Revolution? Charakteristik der parlamenta-
rischen Elite. In: Ders. (Hrsg.), Zur Anatomie der Orangen Revolution in der Ukraine: Wechsel des Eliteregimes oder Triumph des Par-
lamentarismus? Stuttgart, 115–187. 
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Grafik 3: Bildungsgrad der Euromaidan-Aktivisten
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Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).

Tabelle 4: Beweggründe der Euromaidan-Aktivisten (in %, Mehrfachnennungen waren möglich)

Umfrage vom 07.–08.12.2013 20.12.2013 03.02.2014

Janukowytschs nicht-unterzeichnung des 
assoziierungsabkommens 53,5 40,0 47,0

Repressionen der Regierung gegen die 
Protestierenden 69,6 69,0 61,3

Bestrebung, zum machtwechsel beizutragen 39,1 38,9 45,6
Wunsch, das leben in der ukraine zu verändern 49,9 36,2 51,1
Gefahr, dass die ukraine der zollunion beitritt und 
sich Russland annähert 16,9 14,4 20,0

Rückzug der Demokratie, Gefahr der etablierung 
einer Diktatur 18,9 13,7 17,5

Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).
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Tabelle 5:  Motivation der Revolutionsteilnehmer 2004 (in %, Mehrfachnennungen waren 
möglich)

Motivation
Aktivitätsgrad

Personen Aktivisten Sympathisanten Beobachter

1029 228 553 248
Durch Wahlfälschung 
aufgebracht (in %) 80,2 81,6 84,1 70,2

Für Demokratie 54,1 68,4 57,3 33,9
Für freies Wahlrecht 65,1 70,6 63,5 63,7
Genug von lug und trug 57,2 63,2 59 48
historischer moment für die 
ukraine 56,4 53,9 55,7 60,1

Quelle: Bredies, I. (2005): Eine neue Parlamentskultur als Bedingungsfaktor der Orangen Revolution? Charakteristik der parlamenta-
rischen Elite. In: Ders. (Hrsg.), Zur Anatomie der Orangen Revolution in der Ukraine: Wechsel des Eliteregimes oder Triumph des Par-
lamentarismus? Stuttgart, 115-187.

Grafik 4: Falls Sie angereist sind, wie wurde Ihr Kommen organisiert? (in %)
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Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).
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Grafik 5: Gehören Sie einer politischen Partei, einer zivilgesellschaftlichen Organisation oder 
Bewegung an? (in %)
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Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).

Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).

Grafik 6: Sind Sie einverstanden mit dem Vorschlag, Verhandlungen am Runden Tisch zwi-
schen Machthabern, Opposition und Vertretern zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen unter Beteiligung internationaler Vermittlerorganisationen zu führen? (in %)
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Tabelle 6: Wie sollte Ihrer Meinung nach der Maidan auf das Amnestie-Gesetz, welches nach 
der Räumung der Verwaltungsgebäude und der Ermöglichung des Verkehrs durch 
die Hruschewskij-Straße in Kraft treten würde, reagieren? (in %)

Umfrage vom 03.02.2014

um die Freilassung der häftlinge zu erreichen, müssen das kiewer Rathaus geräumt 
und der Verkehr durch die hruschewskij-straße ermöglicht werden 3,9

ablehnung aller Bedingungen, die für die Freilassung der inhaftierten erfüllt werden 
sollen, und Forderung der Freilassung ohne jegliche Bedingungen 82,7

schwer, sich eindeutig zu entscheiden 10,2
ich weiß wenig über dieses amnestie-Gesetz und über die Bedingungen zur Freilas-
sung der inhaftierten Protestteilnemer 3,2

Quelle: Umfragen des Fonds demokratischer Initiativen, zusammen mit dem Kiewer Internationalen Institut, KMIS. Am 7.–8. Dezem-
ber 2013 wurden insgesamt 1037 Demonstrationsteilnehmer auf dem Maidan befragt (Zufallsstichprobe). Am 20. Dezember 2013 und 
am 3. Februar 2014 wurden dementsprechend 515 und 502 Teilnehmer befragt (die Stichproben umfassen alle befestigten Stützpunk-
te der Demonstrierenden auf dem Maidan).
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ChRONIK

10. – 23. Februar 2014
10.02.2014 Der russische Finanzminister anton siluanow erklärt, dass der ukraine die zweite Rate des verspro-

chenen kredits erst bei vollständiger Rückzahlung ihrer Gasschulden in höhe von 2,6 milliarden 
us-Dollar ausgezahlt werde.

10.02.2014 Die eu erwägt zurzeit keine sanktionen gegen die ukraine. Dies erklärt der litauische außenminis-
ter linas linkevicius nach einer sitzung des Rates der eu-außenminister. 

10.02.2014 Der menschenrechtskommissar des europarates neil miuznieks weist den ukrainischen innenminis-
ter Witalij sachartschenko darauf hin, dass die auslagerung polizeilicher aufgaben an »dritte kräfte« 
nicht zulässig sei. Damit sind so genannte »tituschki« gemeint, Banden von sportlern, die Berich-
ten zufolge im auftrag der Regierung handeln und aktivisten entführen und zusammenschlagen.

10.02.2014 Die eu-außenbeauftragte Catherine ashton spricht in einer Pressekonferenz davon, dass ein mögli-
ches assoziierungsabkommen »nicht das ende« der Beziehungen zur ukraine darstelle. Damit spielt 
sie indirekt auf einen in der zukunft denkbaren Beitritt der ukraine zur eu an.

11.02.2014 ehemalige und aktuelle Politiker – darunter der ehemalige Präsident leonid kutschma, der ehema-
lige innenminister und jetzige oppositionsaktivist Jurij luzenko und der uDaR-Parteichef Witalij 
klitschko – sprechen sich für eine Rückkehr zur Verfassung von 2004 aus, in der der Präsident über 
erheblich geringere Rechte verfügt. auch das von den Protestierenden eingerichtete oppositionelle 
Parlament spricht sich für eine Rückkehr zur alten Verfassung aus. Der abgeordnete der oppositi-
onspartei Vaterland, anatolij hryzenko, der nach der Verabschiedung der hart umkämpften Gesetze 
vom 16. Januar sein mandat aus Protest niedergelegt hatte, erklärt dagegen, dass eine Rückkehr zur 
Verfassung von 2004 allein die Probleme nicht lösen werde, da sie zu einer politischen Blockade zwi-
schen Präsident und Parlament führen könne.

11.02.2014 in den usa verabschiedet der kongress eine Resolution, in der für den Fall weiterer Gewalt gegen 
Demonstranten sanktionen angedroht werden. Beide seiten werden zur friedlichen lösung des kon-
flikts aufgefordert.

11.02.2014 Radoslaw sikorski, polnischer außenminister, verspricht der ukraine weitreichende finanzielle 
unterstützung durch eu und iWF, sollte die ukraine zu weitgehenden wirtschaftlichen Reformen 
bereit sein.

11.02.2014 michail Witjas, staatsanwalt der kiewer Region, stellt für die inhaftierten aktivisten des »automai-
dan« eine Freilassung im Rahmen des amnestiegesetzes in aussicht, unter der Bedingung, dass alle 
besetzten straßen und öffentlichen Gebäude freigegeben werden.

11.02.2014 nikolaj lewtschenko, abgeordneter der Partei der Regionen, beschuldigt die so genannten »oligar-
chen« ihor kolomojskij, Wiktor Pintschuk, Dmytro Firtasch und Petro Poroshenko, die allesamt im 
Besitz von Fernsehsendern sind, der oppositionellen agitation.

12.02.2014 laut medienberichten enthebt ein kiewer Gericht den ehemaligen leiter der kiewer stadtverwal-
tung, oleksandr Popow, und den ehemaligen stellvertretenden leiter des nationalen sicherheitsra-
tes der ukraine, Wolodymyr siwkowych, im Rahmen des amnestiegesetzes von den Vorwürfen der 
anordnung unverhältnismäßiger Gewalt gegen die friedlichen Demonstranten auf dem maidan am 
30. november vergangenen Jahres.

12.02.2014 hennadij moskal, abgeordneter der oppositionspartei Vaterland, übergibt dem Generalstaatsanwalt 
Wiktor Pschonka materialien zu gewaltsamen Übergriffen auf 124 Journalisten.

12.02.2014 Die Partei uDaR ruft die kiewer Bürger für den kommenden Donnerstag zu einem übergreifen-
den Warnstreik auf.

12.02.2014 Parlamentssprecher Wolodymyr Rybak von der Partei der Regionen verweigert weiterhin seine unter-
schrift unter den antrag auf einrichtung einer kommission zur untersuchung des Gewalteinsatzes 
gegen Demonstranten während der Proteste der vergangenen monate.
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12.02.2014 Die staatsanwaltschaft gibt bekannt, dass keiner der wegen des Gewalteinsatzes der Polizei am 30. 
november vergangenen Jahres angeklagten einen Prozess befürchten muss. auch für sie greift das 
erste beschlossene amnestiegesetz.

13.02.2014 auf dem maidan werden neue Barrikaden aus müll und sandsäcken errichtet, da die aus schnee 
aufgehäuften Wälle im nun wärmeren Wetter schmelzen.

13.02.2014 in einem Gerichtsverfahren gegen einen der teilnahme an massenunruhen verdächtigten Demons-
tranten taucht ein Dokument auf, das einen der vernommenen zeugen, einen angehörigen der spe-
zialeinheit Berkut, als scharfschützen ausweist. 

13.02.2014 Walerij korjak, der für die erste gewaltsame auflösung einer Demonstration auf dem maidan ende 
november vergangenen Jahres mitverantwortlich gemacht wird und aus diesem Grund seinen Pos-
ten als Polizeichef der stadt räumen musste, könnte wieder auf seinen Posten zurückkehren, da auch 
er durch das amnestiegesetz von der anklage befreit wurde.

13.02.2014 in mehreren ukrainischen städten wird ein Warnstreik abgehalten. in der staatlichen Behörde für 
arbeitsfragen erklärt man, der streik sei nicht bemerkt worden.

13.02.2014 Die staatsanwaltschaft nennt straßen und Plätze, darunter mit dem maidan der unabhängigkeit 
und der hruschewskij-straße die hauptschauplätze der Proteste, die bis zum 17. Februar geräumt 
werden müssen, wenn weitere inhaftierte Protestteilnehmer vom amnestiegesetz profitieren sollen. 
Die organisatoren der Blockaden nennen die erklärung eine Provokation, da sie selbst dem Gesetz 
vom 29. Januar widerspreche.

14.02.2014 Bei anatolij hilewytsch, organisator des automaidan, wird eine hausdurchsuchung durchgeführt. 
zuvor hatte man ihm schon für drei monate den Führerschein entzogen.

14.02.2014 Der russische außenminister lawrow hält eine gemeinsame Pressekonferenz mit dem deutschen 
außenminister Frank-Walter steinmeier ab. Beide sind sich rhetorisch einig, dass es in der ukraine 
keine einmischung von außen geben dürfe. lawrow bezichtigt die eu und die usa jedoch der ein-
mischung in ukrainische angelegenheiten und der unehrlichkeit. 

14.02.2014 Der letzte der inhaftierten Demonstranten kommt auf freien Fuß. Viele stehen jedoch unter haus-
arrest. Die anklagen bestehen weiterhin. Generalstaatsanwalt Wiktor Pschonka verspricht, sie auf-
zuheben, wenn die Demonstranten die besetzten straßen räumen. Die selbstverteidigungseinheiten 
stellen der staatsanwaltschaft ihrerseits ein ultimatum bis zum 17. Februar, um die Fälle zu schließen, 
erklärt der »kommandant des maidan«, andrij Parubij. Die organisatoren bieten an, das besetzte 
Gebäude des kiewer stadtrates freizugeben und die hruschewskij-straße »teilweise« zu räumen.

14.02.2014 Die inhaftierte ehemalige ministerpräsidentin Julija tymoschenko bietet an, mit Präsident Janukow-
ytsch möglichkeiten seines straffreien Rücktritts zu besprechen.

14.02.2014 Der unternehmer und aktive teilnehmer am lokalen automaidan in saporischschja, serhij seneki, 
wird tot in seinem verbrannten auto aufgefunden. Das innenministerium erklärt, es handle sich 
möglicherweise um selbstmord wegen Überschuldung.

15.02.2014 eu-kommissionspräsident José manuel Barroso schließt die mitgliedschaft der ukraine in der eu 
nicht kategorisch aus, erklärt jedoch, dass man zurzeit nicht bereit sei, darüber zu reden.

15.02.2014 entgegen der Forderung der staatsanwaltschaft erklärt der Fraktionsvorsitzende der Vaterlands-Par-
tei und mitanführer der neu gegründeten oppositionellen allianz »maidan«, arsenij Jazenjuk, dass 
man den maidan nicht räumen werde.

15.02.2014 Verantwortliche im Fußballklub schachter Donezk des unternehmers und abgeordneten der Par-
tei der Regionen Rinat achmetow erklären, dass man hart gegen Fans vorgehen werde, die sich im 
kontext des Fußballvereins zu einer der beiden seiten des konflikts bekennen. man wolle keine Poli-
tik betreiben, heißt es.

15.02.2014 auf der hruschewskij-straße beginnen die abbauarbeiten der Barrikaden. Die Protestierenden hat-
ten dies zuvor als kompromisshandlung angekündigt. Bis zum morgen sollen das Gebäude der stadt-
verwaltung und vier weitere besetzte Gebäude freigegeben werden. auch in den Regionen verlassen 
Demonstranten besetzte Gebäude.
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16.02.2014 mit der Räumung einiger Gebäude und dem Beginn des abbaus der Barrikaden hält die opposition 
ihre auflagen für erfüllt und erwartet von der staatsanwaltschaft die aufhebung der schwebenden 
Verfahren. sie drohen, andernfalls das Gebäude der stadtverwaltung erneut zu besetzen, und orga-
nisieren eine kundgebung bei Generalstaatsanwalt Wiktor Pschonka.

16.02.2014 Der Generalstaatsanwalt Wiktor Pschonka erklärt, dass es nun keine hindernisse für das amnestie-
gesetz mehr gebe und es am 17. Februar in kraft treten könne. im laufe eines monats würden nun 
108 Verfahren gegen insgesamt 268 Personen eingestellt.

16.02.2014 Der Fraktionsvorsitzende der Partei Freiheit und mitanführer der neu gegründeten oppositionellen 
allianz »maidan«, oleh tjahnybok, kündigt eine Demonstration am morgen des 18. Februar am 
Parlamentsgebäude an, um für die Wiederherstellung der Verfassung von 2004 zu demonstrieren.

16.02.2014 Der oppositionspolitiker und Fraktionschef der Partei Vaterland, arsenij Jazenjuk, lehnt erneut das 
angebot Wiktor Janukowytschs ab, ministerpräsident einer neuen Regierung zu werden. er erklärt 
stattdessen bei einer Demonstration auf dem maidan, dass die drei oppositionsführer und die inhaf-
tierte ehemalige ministerpräsidentin Julija tymoschenko einstimmig beschlossen hätten, eine oppo-
sitionelle Regierung zu bilden.

17.02.2014 in der nacht wird das geräumte Gebäude der kiewer stadtverwaltung erneut von zwei Brigaden der 
selbstverteidigungstruppen angegriffen, denen es jedoch nicht gelingt, es einzunehmen. am mor-
gen wird eine kontrolle am eingang eingerichtet.

17.02.2014 Bundeskanzlerin angela merkel empfängt zwei der drei oppositionsführer, Witalij klitschko und 
arsenij Jazenjuk, in Berlin. klitschko ruft die kanzlerin dazu auf, Wiktor Janukowytsch und seinen 
unterstützern durch sanktionen die möglichkeiten der Geldwäsche in europa zu nehmen. nach ihrer 
Rückkehr erklären die beiden, merkel habe finanzielle unterstützung aus dem Westen für eine neue, 
auf demokratischem Wege zustande gekommene Regierung zugesagt. Philipp mißfelder, Beauftrag-
ter der CDu/Csu-Fraktion für transatlantische Fragen, erklärt, man halte sowohl zur opposition 
als auch zur Regierung kontakt, um »schlimmeres zu verhindern«.

17.02.2014 oleh salo, Gouverneur der Region lwiw, der unter dem Druck der Demonstranten eine Rücktritts-
erklärung unterschrieben hatte, kehrt an seinen arbeitsplatz zurück. Die Protestierenden hatten das 
Gebäude verlassen und die Barrikaden abgebaut.

17.02.2014 Journalisten des magazins »tyschden« (Woche) finden unter den organisationen, die vorgeblich für 
die Regierung mobilisieren, mehrere Gruppen, die nur auf dem Papier existieren.

17.02.2014 Präsident Wiktor Janukowytsch erklärt die Verhandlungen mit der opposition über die Besetzung 
des Postens des Premierministers offiziell für beendet, nachdem die opposition nicht auf das ange-
bot eingegangen war.

17.02.2014 eu-Parlamentspräsident martin schulz erklärt, die eu sei bereit, das assoziationsabkommen zu unter-
zeichnen, sobald die politische krise in der ukraine gelöst sei. Dazu müsse die ukraine die Bedin-
gungen erfüllen, die bereits vor dem gescheiterten Gipfel von Vilnius bestanden haben.

17.02.2014 Der russische Finanzminister anton siluanow gibt bekannt, dass Russland in der laufenden Woche 
den ankauf ukrainischer staatsanleihen im Wert von zwei milliarden us-Dollar wieder aufnehmen 
werde. Damit sagt er die zweite tranche des 15-milliarden-kredits zu.

18.02.2014 am morgen zieht ein Protestmarsch zum Parlament, um für die einführung der Verfassung von 2004 
zu demonstrieren. im angrenzenden mariinskij-Park findet eine regierungsfreundliche Demonstra-
tion statt. als Parlamentssprecher Wolodymyr Rybak sich weigert, einen antrag der opposition auf 
Rückkehr zur Verfassung von 2004 zu registrieren, durchbrechen einige aktivisten die Polizeiketten.

18.02.2014 Während die oppositionsparteien das Parlament blockieren, eskaliert auf den straßen wieder die 
Gewalt. scharfschützen beziehen stellung auf den Dächern, auf der schelkowitsch-straße prallen 
die Fronten aufeinander, es werden tränengas und Blendgranaten eingesetzt, die Protestierenden 
werfen steine und molotowcocktails.

18.02.2014 Das hauptquartier der Partei der Regionen wird in Brand gesteckt.
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18.02.2014 Witalij klitschko erklärt, die opposition sei bereit, politische Verantwortung zu übernehmen, dazu 
müssten jedoch vorgezogene neuwahlen angesetzt werden.

18.02.2014 Die Demonstranten richten im haus der offiziere, das zur armee gehört, eine medizinische Versor-
gungsstation ein. nach ihren angaben leisteten die mitarbeiter keine Gegenwehr.

18.02.2014 Das staatliche energieunternehmen naftogaz bittet den russischen Versorger Gasprom um eine Ver-
längerung der Frist zur Rückzahlung der Gasschulden bis mitte april und zahlt 1,3 der 2,7 milliar-
den Dollar schulden aus dem letzten Jahr zurück.

18.02.2014 Die rechte Gruppe »Rechter sektor« ruft Besitzer von Feuerwaffen auf, trupps zur selbstverteidi-
gung zu bilden, um auf angeblich geplante Räumungsversuche mit militärtechnik und scharfer 
munition reagieren zu können.

18.02.2014 Das Parlament der Region lwiw spricht erneut dem Gouverneur oleh salo das misstrauen aus.
18.02.2014 es gibt Berichte über »tituschki«, zivile einsatztruppen im Dienst der Regierung, die aus fahrenden 

autos mit scharfer munition auf menschen schießen. 
18.02.2014 eine Gruppe von Journalisten des oppositionsfreundlichen fünften kanals wird von sicherheitskräf-

ten zusammengeschlagen.
18.02.2014 Der inlandsgeheimdienst sBu und das innenministerium erlassen ein ultimatum. Wenn die auf-

stände nicht bis 18 uhr desselben tages aufhörten, werde man »hart« reagieren. Das Verteidigungs-
ministerium droht den Protestierenden im haus der offiziere mit einer »entsprechenden« Reaktion.

18.02.2014 Geoffrey Pyatt, Botschafter der usa in kiew, erklärt, man erwäge alle arten möglicher sanktionen.
18.02.2014 kurz nachdem aus der Westukraine ein aufruf zur Generalmobilmachung nach kiew ergeht, werden 

zufahrtsstraßen in die hauptstadt abgeriegelt und Verkehrskontrollen durchgeführt. später werden 
zwei straßenpolizisten erschossen aufgefunden, ein verletzter dritter wird ins krankenhaus gebracht.

18.02.2014 Präsident Wiktor Janukowytsch kündigt ein treffen mit den oppositionsführern an.
18.02.2014 Der oppositionsfreundliche fünfte kanal des oligarchen Petro Poroschenko wird landesweit abgeschaltet.
18.02.2014 Von der institutsstraße stürmen sicherheitskräfte den maidan. Drei Wasserwerfer sind im einsatz, 

die Barrikaden brennen, auf dem maidan singen die aktivisten die hymne der ukraine.
18.02.2014 in iwano-Frankiwsk legen angehörige der spezialeinheit Berkut ihre helme ab und verlassen unter 

dem Beifall der Protestierenden die Vertretung des innenministeriums. 
19.02.2014 in der nacht beginnen Gespräche zwischen Präsident Wiktor Janukowytsch und den oppositions-

führen Witalij klitschko, arsenij jazenjuk und oleh tjahnybok. 
19.02.2014 Das bisher von Demonstranten besetzte Gewerkschaftshaus, die zentrale der Proteste, steht in Flam-

men. aus den oberen etagen retten sich menschen durch die Fenster.
19.02.2014 in der nacht feuern zwei wie die selbstverteidigungseinheiten gekleidete Personen aus dem hinter-

halt auf aktivisten der opposition. es heißt, die angreifer seien »tituschki«, also inoffiziell von der 
Regierungsseite rekrutierte kämpfer. ein Journalist der russischen zeitung »Westi« wird tot in einem 
taxi aufgefunden, mutmaßlich erschossen von »tituschki«.

19.02.2014 auf dem maidan setzen die Protestierenden molotow-Cocktails gegen die anstürmenden Berkut-
einheiten ein. es gelingt vorerst, den Platz besetzt zu halten.

19.02.2014 Das Gesundheitsministerium bestätigt die am morgen kursierende zahl von 25 toten – laut innenmi-
nisterium sind darunter neun Polizisten – während der Gefechte des vergangenen tages. mindestens 50 
aktivisten werden in der nacht festgenommen. 21 Journalisten sind unter den toten und Verletzten.

19.02.2014 in einer Fernsehansprache am frühen morgen bedauert Präsident Wiktor Janukowytsch die eska-
lation der Gewalt und macht die oppositionspolitiker dafür verantwortlich. Der Dialog zwischen 
Regierung und opposition habe bis zum montag gehalten, doch am Dienstag habe die opposition 
ihre Versprechen gebrochen.

19.02.2014 Das treffen zwischen Präsident Wiktor Janukowytsch und Vertretern der opposition endet ohne 
ergebnis. Während Janukowytsch den oppositionsführern mit strafverfahren droht, erklärt arse-
nij Jazenjuk, dass der Präsident wolle, dass die Demonstranten »nach hause gehen«. 
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19.02.2014 Der oppositionelle abgeordnete und ehemalige Verteidigungsminister anatolij hryzenko verbrei-
tet am morgen die nachricht, der Verteidigungsminister Pawlo lebedew habe den Befehl gegeben, 
eine 500 mann starke militärbrigade aus Dnipropetrowsk nach kiew zu verlegen.

19.02.2014 im ganzen land werden Regionalbüros aller Parteien in Brand gesteckt, in lwiw wird ein Brandan-
schlag auf die örtliche Vertretung des inlandsgeheimdienstes sBu verübt.

19.02.2014 Das russische innenministerium verlautbart erneut kritik an westlichen staaten, die nach seiner 
einschätzung die radikalen Protestierenden nicht ausreichend kritisieren. Die Geschehnisse in der 
ukraine werden in der erklärung eine »braune Revolution« genannt. Russland werde all seinen ein-
fluss nutzen, um Frieden und ordnung in der ukraine wiederherzustellen.

19.02.2014 Für den Fall einer weiteren »Verschlechterung der lage« kündigt eu-kommissionpräsident José 
manuel Barroso sanktionen gegen einzelne Politiker und Beamte an, die am einsatz von Gewalt 
beteiligt sein sollen.

19.02.2014 Die Polizei in tscherniwzi, die auf die seite der Demonstranten übergelaufen ist, verspricht, die ört-
liche truppe der Berkut-spezialeinheit aus kiew abzuziehen.

19.02.2014 im ganzen land werden Polizeistationen und Vertretungen des inlandsgeheimdienstes sBu gestürmt.
19.02.2014 Der deutsche außenminister Frank-Walter steinmeier macht Präsident Wiktor Janukowytsch für 

die Verschleppung der krise verantwortlich und droht mit persönlichen sanktionen gegen Janukow-
ytsch. eu-Ratspräsident herman Van Rompuy droht ebenfalls sanktionen an.

19.02.2014 in Chmelnyzkij feuern sicherheitskräfte in eine protestierende menge, eine Frau erleidet eine kopf-
verletzung und stirbt wenig später. am abend wird das örtliche sBu-Quartier gestürmt.

19.02.2014 oleksandr Jakimenko, Chef des inlandsgeheimdienstes sBu kündigt eine landesweite »antiterro-
ristische operation« an, da »extremisten« durch ihr radikales Verhalten das leben von millionen 
ukrainern bedrohen würden. Die aktion wird gemeinsam von sBu, innen- und Verteidigungsmi-
nisterium, Grenzschutz und regionalen sicherheitsbehörden durchgeführt. Das Verteidigungsmi-
nisterium erklärt, dass auch die armee zur Verhaftung von Personen herangezogen werden könne.

19.02.2014 Wolodymyr siwkowytsch wird auf seinem alten Posten als stellvertretender sekretär des nationalen 
sicherheitsrates wieder eingesetzt. Präsident Wiktor Janukowytsch hatte ihn am 14. Dezember wegen 
seiner Beteiligung an der gewaltsamen auflösung der Demonstration am 30. november suspendiert.

19.02.2014 Die Partei der Regionen verliert mitglieder und Fraktionsangehörige. in den Regionalparlamenten 
von lwiw und odessa gibt es austritte aus Partei und Fraktion. sieben fraktionslose abgeordnete 
im Parlament in kiew geben ihre unterstützung für die opposition bekannt.

19.02.2014 Die eisenbahnstrecke zwischen lwiw und kiew stellt auf unbestimmte zeit ihren Betrieb ein.
19.02.2014 Präsident Wiktor Janukowytsch und der Fraktionschef der oppositionspartei Vaterland, arsenij 

Jazenjuk, erklären übereinstimmend, dass ein Waffenstillstand vereinbart worden sei. einen weite-
ren sturmversuch auf den maidan werde es zunächst nicht geben.

19.02.2014 in lwiw ruft das nationalparlament die autonomie aus. sicherheitsorgane, Vertreter zivilgesellschaft-
licher organisationen, der Parteien und der Verwaltung verhandeln über geordnete Verhältnisse.

19.02.2014 Präsident Wiktor Janukowytsch ersetzt den armeechef. anstelle von Wolodymyr samana ist nun 
Janukowytschs Vertrauter Jurij ilijn im amt.

20.02.2014 Der Rat der eu-außenminister beschließt, dass sanktionen gegen einzelne ukrainische Politiker 
verhängt werden sollen. 

20.02.2014 trotz des ausgehandelten Waffenstillstands gehen die konfrontationen auf dem maidan weiter. es 
werden Blendgranaten und molotow-Cocktails eingesetzt. scharfschützen schießen von den Dächern 
auf angehörige der selbstverteidigungseinheiten und andere aktivisten. im hotel »ukraina« am 
maidan werden leichen von Protestierenden zur identifizierung aufgebahrt. am mittag sind für 
den heutigen tag insgesamt bis zu 30 todesopfer zu beklagen.
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20.02.2014 Die usa verhängen diplomatische sanktionen gegen etwa 20 hohe zivile staatsbeamte, die direkt an 
der anwendung von Gewalt gegen Demonstranten und der Verletzung von menschenrechten betei-
ligt seien. aus rechtlichen Gründen könnten die namen nicht veröffentlicht werden.

20.02.2014 Der Chef des inlandsgeheimdienstes sBu, oleksandr Jakimenko, berichtet, dass aufständische in den 
Gebieten ternopil, iwano-Frankiwsk und lwiw etwa 1.500 Gewehre und ca. 100.000 Patronen in 
ihre Gewalt bringen konnten, indem sie Waffenlager des sBu und der Polizeidienststellen stürmten.

20.02.2014 Von der Bühne des maidan ruft oleksandr turtschinow, Politiker der oppositionspartei Vaterland, 
die Protestierenden dazu auf, das Parlament nicht zu stürmen. Dort werde heute eine wichtige Bera-
tung zur Rückkehr zur Verfassung von 2004 abgehalten. Die sitzung war vom abgeordneten der Par-
tei der Regionen, serhij tihipko, einberufen worden.

20.02.2014 Wolodymyr konstantinow, Parlamentssprecher der autonomen Republik krim, schließt die abspal-
tung der krim von der ukraine nicht aus.

20.02.2014 andrij kljuew, Chef der Präsidialadministration, schlägt eine »Verfassungsabmachung« vor, in der 
sich beide seiten auf einen neuen Verfassungstext einigen und ihre Verpflichtungen auf dem Weg 
dorthin festschreiben sollen. Für eine Verfassungsänderung sind 300 stimmen nötig, deshalb müs-
sen opposition und Regierungskoalition im Parlament gemeinsam abstimmen.

20.02.2014 Wolodymyr makeenko, seit dem 25. Januar Chef der kiewer stadtverwaltung, tritt aus der Partei der 
Regionen aus und ordnet an, die metro in der stadt wieder zu öffnen. er spricht sich für eine sofortige 
Beendigung der Gewalt aus und übernimmt die Verantwortung für die »lebensfunktionen« der stadt.

20.02.2014 es gibt eine Reihe von austritten aus der Partei der Regionen. am heutigen tag verlassen mindestens 
fünf abgeordnete die Partei, drei weitere treten aus der Fraktion aus. in Riwne löst sich die Fraktion 
der Partei der Regionen selbst auf.

20.02.2014 zwölf abgeordnete der Partei der Regionen unterschreiben einen aufruf an die sicherheitsorgane des 
landes, keinen »kriminellen« Befehlen Folge zu leisten, die sich gegen friedliche Protestierende rich-
ten oder zum Gebrauch scharfer schusswaffen anhalten.

20.02.2014 Jurij Pawlenko, Beauftragter des Präsidenten für kinderrechte, legt sein amt nieder. er könne seinen 
Pflichten nicht weiter nachkommen und verurteile kategorisch das gewaltsame Vorgehen der spezial-
einheiten gegen friedliche Demonstranten. zuvor waren Videobilder aufgetaucht, auf denen scharf-
schützen und Polizisten mit kalaschnikows auf menschen auf dem maidan schießen.

20.02.2014 zu einer außerordentlichen Parlamentssitzung der oppositionsparteien erscheint eine größere anzahl 
fraktionsloser abgeordneter und abgeordneter der Partei der Regionen. Die Fraktionsführung der 
Partei der Regionen hatte abgekündigt, der sitzung nicht beizuwohnen.

20.02.2014 innenminister Witalij sachartschenko gibt die anweisung an Polizisten aus, ihre schusswaffen gegen 
»extremisten« zu gebrauchen, die den Waffenstillstand nicht einhalten. er ruft die Protestierenden 
dazu auf, die Waffen abzugeben. Die ombudsfrau für menschenrechte, Walerija ludkowska, erklärt, 
der minister erteile rechtswidrige Befehle.

20.02.2014 Präsident Wiktor Janukowytsch trifft die außenminister Polens, Deutschlands und Frankreichs. nach 
dem Gespräch verlassen die minister das Gebäude, ohne mit der Presse zu sprechen.

20.02.2014 Die ukrainisch-orthodoxe kirche erklärt, in den Gottesdiensten fortan nicht mehr für die staats-
macht zu beten, da diese zum wiederholten male die aufrufe der kirche, keine Gewalt gegen Demons-
tranten einzusetzen, ignoriert habe.

20.02.2014 in einer außerordentlichen sitzung des Parlaments beschließen die oppositionsparteien, unterstützt 
von fraktionslosen abgeordneten und einigen abgeordneten der Partei der Regionen, die »antiter-
roristische operation«, die einen tag zuvor von den sicherheitsbehörden ausgerufen worden war, zu 
stoppen. sie erlassen eine Resolution, die zur sofortigen einstellung der operation aufruft. obwohl 
nicht vom Präsidenten unterzeichnet, gilt der Beschluss als wichtiges symbol.

21.02.2014 im Parlament findet eine Beratungssitzung zur Rückkehr zur Verfassung von 2004 statt. in einer 
unterbrechung kommt es zu einer schlägerei zwischen einigen abgeordneten.
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21.02.2014 auf dem maidan fallen am morgen wieder schüsse. sowohl die Protestierenden als auch die Polizei 
hatten in den vergangenen tagen scharfe munition eingesetzt, was zu einem dramatischen anstieg 
der todesopfer auf beiden seiten geführt hatte.

21.02.2014 Präsident Janukowytsch kündigt vorgezogene Präsidentschaftswahlen noch für das laufende Jahr an 
und verspricht, zur Verfassung von 2004 zurückzukehren. Protestierende auf dem maidan kritisieren 
den kompromiss und verlangen den sofortigen Rücktritt und einen Prozess gegen den Präsidenten. 
Der Chef der Dachorganisation rechtsradikaler splittergruppen »Rechter sektor«, Dmytro Jarosch, 
nennt die erklärung eine lüge.

21.02.2014 nachrichten vom unvermittelten abzug von etwa etwa 1.000 Polizisten aus dem Regierungsviertel 
machen die Runde. Der oppositionelle abgeordnete anatolij hryzenko berichtet von 1.000 sicher-
heitskräften, die kiew verlassen hätten, um »auf die seite des Volkes überzutreten«. es handelt sich 
offenbar um regionale Brigaden der spezialeinheit Berkut, die laut hryzenko »nach hause« fahren. 
Der abgeordnete ruft die Protestierenden auf, sie ziehen zu lassen. Vom innenministerium kommt 
die information, dies könnte mit der vom Parlament verabschiedeten Resolution zur Beendigung der 
anti-terror-operation zusammenhängen.

21.02.2014 mit den außenministern Polens und Deutschlands und einem Vertreter des französischen außen-
ministeriums als zeugen unterschreiben Präsident Wiktor Janukowytsch und die drei oppositions-
führer eine gemeinsame erklärung über neuwahlen und eine Rückkehr zur Verfassung von 2004. es 
wird kolportiert, dass Wladimir lukin, russischer ombudsmann für menschenrechte und Gesand-
ter des russischen Präsidenten Wladimir Putin für die Verhandlungen, die gemeinsame Vereinba-
rung nicht unterzeichnet hat.

21.02.2014 Der russische abgeordnete leonid sluzkij erklärt in der Duma, dass Russland auch mit einer neuen 
ukrainischen Regierung »auf allen ebenen« zusammenarbeiten werde. er nennt Details des ausgehan-
delten abkommens, das die Bildung einer koalitionsregierung innerhalb von zehn tagen, die Rück-
kehr zur Verfassung von 2004 und vorgezogene Präsidentschaftswahlen beinhalten solle.

21.02.2014 Das Parlament verabschiedet mit überwältigender mehrheit (325 stimmen) die Rückkehr zur Ver-
fassung von 2004. Das entsprechende Gesetz sieht vor, dass innerhalb von fünf tagen nach inkraft-
treten die Gesetze aus den Jahren 2010 und 2011, die die macht des Präsidenten massiv ausgebaut 
haben, zurückgenommen werden müssen. Die Verfassung gibt dem Parlament erhebliche machtbe-
fugnisse zurück, insbesondere über die Regierungsbildung.

21.02.2014 Das Parlament beschließt mit Verfassungsmehrheit ein Gesetz, das alle aktivisten, die im zuge der 
Proteste festgenommen wurden, von juristischer Verfolgung befreit.

21.02.2014 Das Parlament entlässt in einem Beschluss den innenminister Witalij sachartschenko.
21.02.2014 Das Parlament verabschiedet ein neues strafrecht, laut dem Julija tymoschenko sofort freikommen 

könnte.
21.02.2014 Weitere 17 abgeordnete verlassen die Fraktion der Partei der Regionen. Dies hängt möglicherweise 

mit der Wiedereinführung der Verfassung von 2004 zusammen, die ein imperatives mandat vor-
sieht. Wer bei inkrafttreten der Verfassung mitglied einer Fraktion ist, kann nicht austreten, ohne 
sein mandat zu verlieren.

21.02.2014 Der inlandsgeheimdienst sBu beendet offiziell seine anti-terror-operation. Das Parlament hatte sie 
zuvor für ungesetzlich erklärt.

21.02.2014 in Charkiw findet am abend eine große kundgebung statt, auf der sich anhänger der opposition 
am polnischen konsulat lautstark für die unterstützung bedanken.

21.02.2014 Die Dachorganisation rechtsradikaler splittergruppen »Rechter sektor« erklärt, man werde die Waffen 
nicht niederlegen, bis Präsident Janukowytsch zurückgetreten sei. man lasse sich von kompromiss-
lösungen keinen »staub in die augen streuen«. Ähnliche aussagen kommen von den anführern des 
automaidan. auf dem maidan wird Janukowytsch ein ultimatum gestellt: er solle bis zum morgen 
zurücktreten. Wenig später entschuldigt sich Witalij klitschko auf dem maidan dafür, an der kompro-
misslösung mitgewirkt zu haben und erklärt, er werde alles dafür tun, damit der Präsident zurücktritt.
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21.02.2014 es verbreitet sich die nachricht, Präsident Wiktor Janukowytsch sei nach Charkiw geflogen. 
22.02.2014 us-Präsident Barack obama telefoniert mit dem russischen Präsidenten Wladimir Putin, um die 

situation in der ukraine zu besprechen.
22.02.2014 Die Revolution nimmt ihren lauf. in den frühen morgenstunden erklärt andrij Parubij, »komman-

dant des maidan«, dass die aktivisten die situation in kiew nun kontrollieren.
22.02.2014 am morgen wird eine Rücktrittserklärung des Parlamentssprechers Wolodymyr Rybak veröffentlicht. 

offiziell tritt er aus gesundheitlichen Gründen zurück.
22.02.2014 »meschyhirja«, die seit seiner abreise unter unklaren Bedingungen leerstehende Residenz des Präsi-

denten Wiktor Janukowytsch im kiewer umland, ist für Besucher geöffnet. Wo Janukowytsch sich 
aufhält, ist nicht bekannt.

22.02.2014 Der Gouverneur der Region Charkiw, mikhail Dobkin, ruft einen Parteitag der Partei der Regionen 
für die südlichen und östlichen Regionen des landes ein. man versuche nicht, das land zu spalten, 
sondern es zu erhalten. es nehmen auch russische abgeordnete und Gouverneure teil. Das Parlament in 
kiew kritisiert die aktivitäten als »separatistisch«. Der oligarch und Fabrikbesitzer in Dnipropetrowsk, 
ihor kolomojskij, sowie einige regionale Politiker der Partei der Regionen verurteilen den Parteitag.

22.02.2014 Das Parlament verabschiedet Resolutionen, nach denen die bisher beschlossenen Gesetze über die 
Rückkehr zur Verfassung von 2004 und das neue strafrecht ohne die unterschrift des Präsidenten 
in kraft treten.

22.02.2014 Das Parlament wählt den abgeordneten der Partei Vaterland oleksandr turtschinow zum neuen Par-
lamentssprecher, ernennt arsen awakow von der Partei Vaterland zum kommissarischen innenminis-
ter und spricht dem Generalstaatsanwalt Wiktor Pschonka das misstrauen aus.

22.02.2014 Julija tymoschenko verlässt das Gefängniskrankenhaus in Charkiw und tritt am abend auf dem 
maidan auf. 

22.02.2014 Verteidigungsminister Pawlo lebedew verlässt seinen arbeitsplatz und hält sich auf der krim auf.
22.02.2014 in kertsch auf der krim gibt es einen Übergriff sogenannter »tituschki« auf eine friedliche Demons-

tration von uDaR-aktivisten.
22.02.2014 Der russische außenminister sergej lawrow bedauert, dass die opposition nicht auf das kompro-

missangebot des Präsidenten eingegangen ist. 
22.02.2014 in einer Videobotschaft dementiert Wiktor Janukowytsch sein angebliches Rücktrittsvorhaben, nennt 

die ereignisse einen »gewaltsamen umsturz« und erklärt, er sei der legitime Präsident der ukraine. 
er erklärt die entscheidungen des Parlaments für ungesetzlich und kündigt an, alles dafür zu tun, 
die »Banditen« zu stoppen. Wie er es anstellen werde, wisse er noch nicht. er gibt an, man habe auf 
sein auto und auf das des zurückgetretenen Parlamentssprechers Wolodymyr Rybak geschossen. Der 
erklärt später, dies sei nicht geschehen.

22.02.2014 aus dem Verteidigungsministerium kommt eine erklärung, in der die streitkräfte versichern, sich 
nicht in den konflikt einzumischen und auf der »seite des ukrainischen Volkes« zu stehen.

22.02.2014 Das Parlament erklärt mit 317 von 331 stimmen Wiktor Janukowytsch für abgesetzt und setzt neu-
wahlen für den 25. mai 2014 an. außerdem ernennt es Beauftragte für die kommissarische leitung 
des inlandsgeheimdienstes und der Generalstaatsanwaltschaft.

22.02.2014 Die außenminister Deutschlands und Großbritanniens erklären ihre Bereitschaft, die »neue Regie-
rung« in kiew bei der Beschaffung eines kredits des iWF zu unterstützen.

22.02.2014 Die usa erklären ihre unterstützung für den machtwechsel in kiew und begrüßen die Befreiung 
Julija tymoschenkos. 
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22.02.2014 Die Parlamentszeitung »stimme der ukraine« veröffentlicht die an den vergangenen tagen mit gro-
ßer mehrheit angenommenen Gesetze und Resolutionen: die Rückkehr zur Verfassung von 2004, die 
absetzung des innenministers sachartschenko und die einsetzung arsen awakows, die misstrauens-
erklärung an Generalstaatsanwalt Wiktor Pschonka und die zurückweisung separatistischer aktivi-
täten auf dem staatsgebiet der ukraine. Damit treten die Beschlüsse in kraft, erklärt der der oppo-
sition nahestehende Geschäftsmann und Politiker Petro Poroschenko auf dem maidan.

22.02.2014 Das Gesundheitsministerium zählt seit dem Beginn der ausschreitungen 82 tote.
23.02.2014 Gernot erler, Beauftragter der Bundesregierung für die Beziehungen zu Russland, den ländern der 

Östlichen Partnerschaft und zentralasien, ruft die eu auf, die staatspleite der ukraine nicht gesche-
hen zu lassen und ihr finanzielle unterstützung zur Verfügung zu stellen.

23.02.2014 Das Parlament beschließt, amtspersonen, denen Verbrechen vorgeworfen werden, die ausreise zu 
verbieten. Die Führungselite um Wiktor Janukowytsch war zuvor bereits an der ausreise in Rich-
tung Russland gehindert worden. Wo Wiktor Janukowytsch sich aufhält, ist weiterhin unbekannt.

23.02.2014 Das Parlament ernennt den neuen Parlamentssprecher oleksandr turtschinow zum kommissarischen 
Präsidenten, gibt sich selbst die kompetenz zur ernennung und entlassung von Richtern und ent-
lässt außenminister leonid koschara, Bildungsminister Dmytro tabatschnik und Gesundheitsmi-
nisterin Raisa Bogatyrjewa.

23.02.2014 Das Parlament nimmt das sprachengesetz von 2012 zurück. Damals war beschlossen worden, dass in 
Regionen, in denen mindestens 10 % der Bevölkerung eine andere sprache als ukrainisch sprechen, diese 
sprache im offiziellen kontext verwendet werden darf (siehe ukraine-analysen nr. 106). Dieser entschei-
dung stimmen erheblich weniger abgeordnete zu als den bisherigen entlassungen und ernennungen.

23.02.2014 in kertsch auf der krim und in odessa finden kleinere Demonstrationen gegen den maidan und den 
machtwechsel statt. es werden die russische und die Flagge der sowjetunion gehisst. in sewastopol wird 
mit aleksej tschalyj ein russischer staatsbürger zum Bürgermeister gewählt. Der erklärt, er werde keine 
steuern nach kiew abführen. in sewastopol demonstrieren 20.000 menschen gegen die Revolution.

23.02.2014 eu-Politiker erkennen die neuen politischen autoritäten in kiew an und erinnern an die notwen-
digkeit zügiger Reformen.

23.02.2014 Der polnische Präsident Bronislaw komorowski ruft dazu auf, die neue Regierung schnellstmöglich 
durch Wahlen zu bestätigen. iWF-Chefin Christine lagarde erklärt, dass für Verhandlungen für 
einen kredit »legitime Gesprächspartner« nötig seien.

Zusammengestellt von Jan Matti Dollbaum

http://www.laender-analysen.de/ukraine
http://www.ireon-portal.de
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und kultureller entwicklungen in ostmitteleuropa und der Gus. sie machen das Wissen, über das die wissenschaft-
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sowie Dokumentationen. zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller ereignisse.
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